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Blicken wir zurück auf den 1. Januar 1900, den Tag, an dem das 
Bürgerliche Gesetzbuch verabschiedet wurde: Das „uneheliche“ Kind 
stand nicht unter elterlicher Gewalt, sondern wurde in allen Beziehungen 
von einem Vormund vertreten. Seine Mutter hatte lediglich das Recht und 
die Pflicht für das Kind zu sorgen. Der Vater war zum Unterhalt 
verpflichtet, galt aber nicht als mit dem Kind verwandt. Im Jahr 1961 
wurde durch das Familienänderungsgesetz für die Mutter die Möglichkeit 
geschaffen, dass ihr die elterliche Gewalt für ihr „uneheliches“ Kind durch 
das Vormundschaftsgericht übertragen werden konnte. Die Mutter musste 
volljährig sein und einen Antrag stellen. In der Praxis wurde zusätzlich 
geprüft, ob sie „erziehungsfähig“ war. 1969 wurde der Begriff „unehelich“ 
im Nichtehelichengesetz durch „nicht ehelich“ ersetzt. Dieser Begriff wurde 
als neutraler angesehen. Ab diesem Zeitpunkt galten das nicht eheliche 
Kind und sein Vater auch juristisch als miteinander verwandt und 
bekamen das gesetzliche Erbrecht eingeräumt. Die gemeinsame Sorge 
erhielt man nur durch nachträgliche Eheschließung. Durch eine 
Ehelicherklärung konnte auch der Vater die elterliche Sorge erhalten. 
Dazu mussten Mutter und Kind zustimmen, jedoch verlor die Mutter 
dadurch das Sorgerecht. Mit dem Sorgerechtsgesetz im Jahr 1979 
ersetzte der Begriff „elterliche Sorge“ die „elterliche Gewalt“. Am 
1. Juli 1998 trat die Kindschaftsrechtreform in Kraft. Seit dem gilt, dass 
nicht miteinander verheiratete Eltern die gemeinsame Sorge durch Heirat 
oder durch eine gemeinsame Sorgeerklärung erhalten können.1 
 
Im Jahr 2013 wurde auch diese Regelung reformiert. Obwohl das 
deutsche Bundesverfassungsgericht zehn Jahre zuvor entschieden hatte, 
dass die geltende Regelung verfassungskonform sei, beauftragte es den 
Gesetzgeber die gesellschaftliche Entwicklung zu beobachten. Nach 
Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte und 
                                                          





des Bundesverfassungsgerichts in den Jahren 2009 und 2010 wurde die 
Regelung für verfassungswidrig erklärt. Auch wissenschaftliche Studien, 
wie zum Beispiel von Karin Jurczyk und Sabine Walper vom Deutschen 
Jugendinstitut e.V. in München, widerlegten inzwischen die Annahme des 
Gesetzgebers. Dieser ging davon aus, dass Mütter den Wunsch des 
Vaters nach einer Beteiligung an der Sorge nur dann verweigern, wenn sie 
schwerwiegende kindeswohlrelevante Gründe dafür haben.2 In Folge 
dessen wurde der Gesetzgeber beauftragt eine Neuregelung zu 
beschließen. Dieses Gesetz zur Reform der elterlichen Sorge nicht 
miteinander verheirateter Eltern ist im Mai 2013 in Kraft getreten und stellt 
gleichzeitig das Thema dieser Arbeit dar.  
1.1. Gliederung der Arbeit 
Die Arbeit gliedert sich in vier Schwerpunkte, die chronologisch 
aufeinander aufbauen. Der erste Schwerpunkt zielt auf die aktuelle 
Situation von Kindern nicht miteinander verheirateter Eltern und auf die 
Erläuterung des Sorgerechts mit einigen wichtigen Definitionen zum 
Verständnis der Thematik ab. Des Weiteren wird als zweiter Punkt die alte 
Gesetzeslage, welche bis Juli 2010 gültig war, dargelegt. Als dritter Punkt 
wird der Prozess der Reform, der auf die Erklärung der 
Verfassungswidrigkeit folgte, beschrieben. Er enthält unter anderem die 
verschiedenen Gesetzesentwürfe, Stellungnahmen von Experten zum 
Entwurf der Bundesregierung und eine empirische Untersuchung zur 
Übergangsregelung bis zum Inkrafttreten des neuen Gesetzes im Mai 
2013. Dieses neue Gesetz wird abschließend im vierten Schwerpunkt 
ausführlich vorgestellt und durch eine weitere empirische Untersuchung 
mit Familienrichtern in Baden-Württemberg und mit der Abteilung 
Beistandschaften des Landratsamts Ludwigsburg kritisiert und bewertet.  
                                                          





1.2. Ziel der Arbeit 
Priorität der Arbeit ist es, das neue Gesetz zur Reform des Sorgerechts 
nicht miteinander verheirateter Eltern verständlich und strukturiert 
vorzustellen und zu bewerten. Um dieses Ziel zu erreichen werden alle 
Änderungen aufgeführt und teilweise im Rahmen der empirischen 
Untersuchung auf Chancen und Risiken untersucht. Außerdem werden 
mögliche Auswirkungen auf Jugendämter und Familiengerichte erhoben. 
Es ist zuvor für das Verständnis jedoch nötig darzustellen, wie es zu 
dieser Reform gekommen ist und welchen Weg das Gesetz in den letzten 
drei Jahren genommen hat. 
2. Aktuelle Situation in Deutschland 
Die Zahl der Kinder nicht verheirateter Eltern hat in den letzten Jahren 
enorm zugenommen. Heutzutage wird jedes dritte Kind nicht ehelich 
geboren. Damit stellt dieses Thema schon lange kein Randthema mehr 
dar.  
2.1. Situation in Zahlen 
Im Jahr 2011 wurden in Deutschland insgesamt 662.685 Kinder lebend 
geboren. Davon waren 224.744 Kinder, deren Eltern nicht miteinander 
verheiratet waren.3 Dies entspricht einem Anteil von 33,9%. Bis Mitte der 
1990er Jahre lag dieser Anteil unter 15%. Somit hat sich diese Zahl in den 
letzten Jahren mehr als verdoppelt. Besonders bei Erstgeborenen ist der 
Anteil nicht verheirateter Eltern hoch. Er betrug im Jahr 2010 43%, 
während er bei den zweiten Kindern nur bei 24% liegt. Besonders 
erwähnenswert ist die Differenz zwischen dem früheren Bundesgebiet und 
den neuen Ländern. Im Westen werden 27% der Kinder außerhalb der 
Ehe geboren und im Osten 61%. Damit ist der Anteil der außerhalb der 
Ehe Geborenen im Osten höher als der Anteil der ehelich Geborenen. Seit 
Ende der 1960er entwickelt sich die Zahl nicht ehelicher Geburten in den 
neuen Ländern nach oben. Ausschlaggebend dafür dürfte mit der 
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gesellschaftlichen Anerkennung der nicht ehelichen Lebens-
gemeinschaften auch die staatliche Förderung für Alleinerziehende sein.4 
Mitte der 1970er-Jahre führte die damalige DDR-Regierung das Babyjahr 
ein. Dieses konnten unverheiratete Frauen nach der Geburt ihres ersten 
Kindes in Anspruch nehmen, verheiratete Frauen erst mit der Geburt des 
zweiten Kindes.5 Einen weiteren Impuls gab die Reform des 
Kindschaftsrechts im Jahr 1998.6 Ostdeutsche Bürger sind außerdem 
kaum kirchlich gebunden und heiraten deshalb erst später oder gar nicht. 
Es existiert kein starker Zusammenhang zwischen Familienwerten und 
Religiosität.7 Der Anteil der nicht ehelichen Lebensgemeinschaften lag im 
Jahr 2011 in der Bundesrepublik bei 7,2%. 15 Jahre früher betrug er noch 
3,8%.8 
 
Auf EU-Ebene liegt Deutschland mit 33,9% unterhalb des Durchschnitts 
der nicht ehelich geborenen Kinder, welcher 2009 bei knapp 37% lag. Den 
höchsten Anteil der außerehelichen Geburten verzeichnet Estland mit 
59% und den geringsten Griechenland mit 7%.9 2011 wurden vor diesem 
Hintergrund 134.872 Sorgeerklärungen abgegeben, davon 12.056 in 
Baden-Württemberg. Das heißt, für 60% der nicht ehelich geborenen 
Kinder wurde die gemeinsame elterliche Sorge erklärt.10 Für alle übrigen 
hatte die Mutter bisher das alleinige Sorgerecht inne. 
2.2. Unterschiedliche Lebensverhältnisse von Kindern und ihren 
nicht miteinander verheirateten Eltern 
Kinder von nicht miteinander verheirateten Eltern werden in die 
unterschiedlichsten Lebensverhältnisse und Familiensituationen hinein-
geboren. Hier gibt es aus Sicht des Jugendamtes unkomplizierte Paare, 
die zusammenleben und das gemeinsame Sorgerecht möchten. Es gibt 
                                                          
4 Vgl. Statistisches Bundesamt GiD S. 18 f. 
5 Vgl. Max-Planck-Institut für demografische Forschung S. 8. 
6 Vgl. Statistisches Bundesamt GiD S. 19. 
7 Vgl. Vonhoff (Anlage 16). 
8 Vgl. Statistisches Bundesamt SJ 2012 S. 53. 
9 Vgl. Statistisches Bundesamt GiD S. 19. 
10 Vgl. Statistisches Bundesamt SKJ 2011 S. 11. 




Paare ohne feste Partnerschaft, bei denen meistens die Mutter zum 
Jugendamt kommt, um den Unterhalt und die Vaterschaftsanerkennung zu 
regeln. Dies können Mütter sein, welche sich von ihrem Partner getrennt 
haben, eine Affäre bzw. einen One-Night-Stand hatten oder vergewaltigt 
wurden. Bei minderjährigen Müttern wird das Sorgerecht erst nach der 
Volljährigkeit relevant. Auch der Fall, dass das Sorgerecht als Druckmittel 
genutzt wird, ist möglich. Zum Beispiel kann ein ausländischer Vater die 
Mutter unter Druck setzen, um sich das Bleiberecht in Deutschland zu 
sichern. Eine andere Situation, in die Kinder hineingeboren werden, war 
bisher die, dass nur der Vater die Sorgeerklärung abgeben wollte, um dem 
Kind zu beweisen, dass man es wenigstens versucht hat. Die Mutter 
konnte die gemeinsame Sorge verhindern, indem sie nicht zustimmte.11 
3. Sorgerecht 
Eine Definition des Begriffs des Sorgerechts ist für das bearbeitete Thema 
der vorliegenden Arbeit unerlässlich. Es folgen der Inhalt des Sorgerechts, 
Erläuterungen zu den Begriffen Kindeswohl und Kindeswohlgefährdung 
sowie der Inhaberschaft des Sorgerechts.  
3.1. Inhalt 
Zentrale Bedeutung für das Sorgerecht hat Art. 6 II 1 GG. Dieser enthält 
das sogenannte Elternrecht. Träger des Elternrechts sind die rechtlichen 
Eltern. Die Grenze des natürlichen Rechts der Eltern zieht das in 
Art. 6 II 2 GG niedergelegte Wächteramt des Staates. Dies schützt Kinder 
vor einer Gefährdung ihres Wohls durch ihre Eltern.12 Im Bürgerlichen 
Gesetzbuch ist das Sorgerecht genauer ausgestaltet. Gemäß 
§ 1626 I 1 BGB beinhaltet das Sorgerecht „die Pflicht und das Recht für 
das minderjährige Kind zu sorgen.“ Dies ist der Begriff der elterlichen 
Sorge. Diese umfasst wiederum die Personensorge und die 
Vermögenssorge. Beide sind in den darauffolgenden Vorschriften näher 
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definiert.13 Die Personensorge umfasst nach § 1631 I BGB die Pflicht und 
das Recht der Eltern, „das Kind zu pflegen, zu erziehen, zu beaufsichtigen 
und seinen Aufenthalt zu bestimmen.“ Zu der Bestimmung des Aufenthalts 
gehört gemäß § 1632 I BGB ein familienrechtlicher Herausgabeanspruch 
gegen jeden, der das Kind an einem anderen als vom Sorgeberechtigten 
gewünschten Ort festhält. Die Vermögenssorge beinhaltet die Verwaltung, 
Vermehrung und Verwendung des Vermögens im Kindesinteresse.14 
Außerdem gehört gemäß § 1629 I BGB die Vertretung des Kindes 
ebenfalls zur elterlichen Sorge. 
3.2. Kindeswohl und Kindeswohlgefährdung 
Das Kindeswohl bildet vor der Volljährigkeit die Grenze der Ausübung der 
elterlichen Sorge und ist bei der Übertragung der gemeinsamen elterlichen 
Sorge der zentrale Begriff. „Kindeswohl“ ist jedoch ein unbestimmter 
Rechtsbegriff. Aus § 1666 I BGB ist erkennbar, dass er „das körperliche, 
geistige und seelische Wohl des Kindes“ umfasst. Die Sorge-
rechtsregelung hat sich ausschließlich nach den Kindesinteressen zu 
richten. Zum Kindeswohl gehört auch gemäß § 1 I SGB VIII das „Recht 
auf Förderung seiner Entwicklung und auf Erziehung zu einer 
eigenverantwortlichen, gemeinschaftsfähigen“ und einer zur Selbst-
bestimmung fähigen Persönlichkeit. Einer der wichtigsten Aspekte für das 
Kindeswohl ist das sogenannte Förderungsprinzip. Der Elternteil, der am 
gemeinsamen Sorgerecht beteiligt wird, muss zur Erziehung und 
Betreuung des Kindes geeignet erscheinen und darf die Entwicklungs-
chancen des Kindes nicht schmälern. Daneben gibt es noch das 
Kontinuitätsprinzip. Die Einheitlichkeit, Gleichmäßigkeit und Stabilität der 
Erziehungsverhältnisse dürfen durch Beteiligung des anderen Elternteils 
nicht erheblich gestört werden. Außerdem sind die Bindungen und der 
Wille des Kindes bei der Prüfung des Kindeswohls zu beachten.15 
                                                          
13 Vgl. Völker/Clausius S. 47. 
14 Vgl. Löhnig u.a. S. 57. 





Die Kindeswohlgefährdung ist in § 1666 I BGB näher beschrieben. Jedes 
Kind hat ein Recht auf Lebensbedingungen, die ein gesundes und 
ungefährdetes Aufwachsen ermöglichen. Das Recht auf gewaltfreie 
Erziehung aus § 1631 II BGB gilt für jedes Lebensalter und jede 
Nationalität. Bei der Prüfung müssen Angemessenheit und 
Verhältnismäßigkeit gewahrt bleiben.16 Die Rechtsprechung versteht unter 
Gefährdung „eine gegenwärtige in einem solchen Maße vorhandene 
Gefahr, dass sich bei der weiteren Entwicklung eine erhebliche 
Schädigung mit ziemlicher Sicherheit voraussehen lässt“.17 Es gibt sechs 
zentrale Ausprägungsformen von Kindeswohlgefährdung: Vernach-
lässigung, körperliche Kindesmisshandlung, seelische Kindesmiss-
handlung, sexueller Missbrauch, Autonomiekonflikte und Erwachsenen-
konflikte um das Kind.18 
3.3. Inhaberschaft der elterlichen Sorge 
Die elterliche Sorge kann als gemeinsame oder alleinige Sorge 
ausgestaltet sein. Kommt die gemeinsame Sorge nicht in Betracht, 
können beide Elternteile, ebenfalls seit Mai 2013, die alleinige Sorge nach 
§ 1671 II BGB für sich beantragen. Wenn die Übertragung auf den Vater 
nach einer umfassenden Kindeswohlprüfung unter Einbeziehung aller 
Kindeswohlkriterien dem Wohl des Kindes am besten entspricht, bekommt 
er das alleinige Sorgerecht.19 In dieser Bachelorarbeit wird allerdings nur 
die Reform des gemeinsamen Sorgerechts behandelt. Die alleinige Sorge 
bleibt unbeachtet.  
 
Bei dauerhaftem Getrenntleben der Eltern soll die gemeinsame Sorge 
beibehalten werden. In Angelegenheiten von erheblicher Bedeutung, die 
nur schwer oder gar nicht abzuändernde Auswirkungen auf die 
Entwicklung des Kindes haben, ist gemäß § 1687 BGB ein gegenseitiges 
                                                          
16 Vgl. Heiß/Castellanos S. 49 f. 
17 BGH FamRZ 1956 S. 350. 
18 Vgl. Münder u.a. S. 48 ff. 





Einvernehmen erforderlich. Die betreffenden Entscheidungen der 
täglichen Angelegenheiten und die der tatsächlichen Betreuung trifft der 
Elternteil, bei dem sich das Kind tatsächlich aufhält, alleine. Die 
Notentscheidungskompetenz hat jeder Elternteil. In einem Notfall kann 
gemäß § 1629 I BGB jeder Elternteil alleine entscheiden, wenn die 
Zustimmung des anderen Elternteils nicht rechtzeitig eingeholt werden 
kann. „Der andere Elternteil ist unverzüglich zu unterrichten.“ 
4. Alte Gesetzeslage der gemeinsamen elterlichen Sorge 
Die alte Gesetzeslage galt von 1998 bis Juli 2010. Da diese vom EGMR 
und dem BVerfG für verfassungswidrig erklärt wurde, trat anschließend 
eine Übergangsregelung in Kraft. 
4.1. § 1626a BGB bis 21.07.2010 
Sind die Eltern zum Zeitpunkt der Geburt eines Kindes nicht miteinander 
verheiratet, erhielt die Mutter nach § 1626a III BGB grundsätzlich die 
alleinige elterliche Sorge. In § 1626a I BGB sind zwei Abweichungen vom 
Grundsatz genannt. Die erste Abweichung ist die Heirat mit dem Vater, 
wenn dieser die Vaterschaft anerkannt hat. Die zweite Abweichung stellt 
die gemeinsame elterliche Sorge durch Sorgeerklärung dar. 
Voraussetzung hierfür ist, dass die Elternschaft nach den §§ 1591 ff. BGB 
feststeht. Die Sorgeerklärung „ist eine höchstpersönliche, formbedürftige, 
bedingungsfeindliche und nicht empfangsbedürftige Willenserklärung.“20 
Sie wird kostenfrei beim Jugendamt oder kostenpflichtig von einem Notar 
beurkundet. Dies kann bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres eines 
Kindes geschehen, aber gemäß § 1626b II BGB auch schon vor der 
Geburt. Die Sorgeerklärung muss zum Ausdruck bringen, dass die Eltern 
die elterliche Sorge gemeinschaftlich übernehmen möchten.21 Sobald 
beide Sorgeerklärungen wirksam abgegeben wurden, ist kein einseitiger 
Widerruf möglich und es erfolgt keine zusätzliche Kindeswohlprüfung. 
Eine Sorgeerklärung ist unwirksam, wenn eine gerichtliche Entscheidung 
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über die elterliche Sorge getroffen oder eine Entscheidung geändert 
wurde. Die rechtlichen Folgen der gemeinsamen elterlichen Sorge sind, 
dass alle Entscheidungen, die für das Kind von erheblicher Bedeutung 
sind und nicht ohne weiteres wieder aufgehoben werden können, von 
beiden Elternteilen gemeinsam getroffen werden müssen. Das betrifft 
Entscheidungen zur Personen- und Vermögenssorge und zur 
Vertretungsmacht in allen persönlichen Angelegenheiten des Kindes.22 
Darunter fallen zum Beispiel die Kontoeröffnung für das Kind oder die 
Wahl von Kindergarten, Schule und Beruf. Die Eltern bestimmen auch 
gemeinsam den Namen ihres Kindes. Treffen Sie innerhalb eines Monats 
keine Entscheidung, so überträgt das Familiengericht einem Elternteil das 
Bestimmungsrecht.23 
4.2. Feststellung der Verfassungswidrigkeit 
Am 29. Januar 2003 entschied das BVerfG, dass § 1626a II BGB das 
Elternrecht des Vaters eines nicht ehelich geborenen Kindes nicht 
verletze. Aufgrund der sehr unterschiedlichen Lebensverhältnisse, in die 
diese Kinder hineingeboren würden, sei es grundsätzlich gerechtfertigt, 
das Sorgerecht der Mutter und nicht dem Vater oder beiden Elternteilen 
gemeinsam zuzuordnen. Ab der Geburt müsse das Kind jemanden haben, 
der für es rechtsverbindlich handeln könne. Dies verlange das 
Kindeswohl. Eine gegen den Willen eines Elternteils erzwungene 
gemeinsame Sorge wäre mit mehr Nachteilen als Vorteilen für das nicht 
ehelich geborene Kind verbunden. Außerdem dürfe er davon ausgehen, 
wenn die Mutter sich weigere, eine gemeinsame Sorgeerklärung 
abzugeben, dass dies eine Ausnahme sei und sie schwerwiegende 
Gründe habe, die das Kindeswohl beträfen. Das BVerfG stellte ebenfalls 
fest, dass der Gesetzgeber verpflichtet sei, die Entwicklungen zu 
beobachten und zu prüfen, ob die dem Regelungskonzept zugrunde 
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liegenden Annahmen noch zutreffend sind. Sechs Jahre später folgten die 
Urteile des EGMR und des BVerfG.24  
4.2.1. Urteil des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte 
Der Beschwerdeführer der Rechtssache Z. gegen Deutschland, in welcher 
am 3. Dezember 2009 in Strasbourg das Urteil gesprochen wurde, ist 
Vater einer nicht ehelichen Tochter. Nach einer fünfjährigen Beziehung 
lebte die Tochter nach der Trennung ihrer Eltern beinahe drei Jahre beim 
Beschwerdeführer. Es wurde keine gemeinsame Sorgeerklärung 
abgegeben, deshalb blieb die Mutter allein sorgeberechtigt. Nachdem das 
Kind 2001 in den Haushalt der Mutter zog, begann ein Streit über den 
Umgang des Beschwerdeführers mit dem Kind. Nach einer Einigung über 
den Umgang vor dem Jugendamt, beantragte er die gemeinsame Sorge, 
welche die Mutter ablehnte. Das AG Köln, das OLG Köln und das BVerfG 
wiesen die Beschwerden unter Berufung auf § 1626a BGB zurück. 
Anschließend zog er vor den EGMR. Dort machte er geltend, dass die 
innerstaatlichen Gerichte sein Recht aus Art. 8 EMRK auf Achtung seines 
Familienlebens verletzt hätten. Außerdem stelle das abgelehnte 
gemeinsame Sorgerecht nach Art. 14 in Verbindung mit Art. 8 EMRK „eine 
ungerechtfertigte Diskriminierung unverheirateter Väter wegen des 
Geschlechts und im Vergleich zu geschiedenen Vätern dar.“25 
 
Der Gerichtshof stellte fest, dass die Entscheidungen der deutschen 
Instanzen vollauf den geltenden Rechtsvorschriften entsprochen habe, da 
das gemeinsame Sorgerecht gegen den Willen der Mutter bei einem nicht 
ehelichen Kind als dem Kindeswohl nicht dienlich angesehen wird. Der 
Gerichtshof stellte aber weiter fest, dass es „hinsichtlich der Übertragung 
des Sorgerechts auf den Vater eine unterschiedliche Behandlung 
gegenüber der Mutter und gegenüber verheirateten Vätern gegeben“26 
habe. Im Ergebnis stellt der Gerichtshof fest, dass die Diskriminierung, 
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also der grundsätzliche Ausschluss einer gerichtlichen Überprüfung „der 
ursprünglichen Zuweisung der Alleinsorge an die Mutter, in keinem 
angemessenen Verhältnis zu dem verfolgten Ziel“,27 nämlich dem Schutz 
des Kindeswohls stehe. Folglich ist Art. 14 in Verbindung mit Art. 8 EMRK 
verletzt worden.28 Der Gerichtshof wendet in seinem Urteil außerdem 
einen Blick in andere EU-Mitgliedsstaaten. Die wachsende Zahl der 
Rechtsordnungen, inzwischen 18 EU-Mitgliedsstaaten, hat das Gleich-
stellungsprinzip eingeführt. In diesem sind unverheiratete Eltern 
verheirateten Eltern kraft Gesetzes weitgehend oder vollständig 
gleichgestellt. Beispiele hierfür sind Belgien, Dänemark, Frankreich, 
Italien, Portugal, Spanien oder Tschechien. In allen genannten 
Rechtsordnungen ist das Feststehen der Elternschaft stets Voraussetzung 
für die gemeinsame Sorge.29 
4.2.2. Urteil des Bundesverfassungsgerichtes 
In diesem Urteil ist der Beschwerdeführer Vater eines 1998 nicht ehelich 
geborenen Sohnes. Er lebte einige Wochen mit der Mutter zusammen. 
Noch während der Schwangerschaft trennten sie sich. Die Vaterschaft 
wurde vom Beschwerdeführer erst angezweifelt, dann aber vor dem 
Jugendamt anerkannt. Eine gemeinsame Sorgeerklärung lehnte die 
Mutter ab. Vor dem Familiengericht wurde ein Umgangsrecht vereinbart. 
Im Jahr 2008 beabsichtigte die Mutter mit dem Kind innerhalb 
Deutschlands umzuziehen. Darauf beantragte der Beschwerdeführer „die 
teilweise Entziehung des Sorgerechts der Mutter und die Übertragung des 
Aufenthaltsbestimmungsrechts auf ihn selbst.“30 Hilfsweise beantragte er 
das alleinige Sorgerecht oder die Zustimmung der Mutter zu einer 
gemeinsamen elterlichen Sorge. Familiengericht und OLG wiesen seine 
Anträge unter Berufung auf § 1626a I BGB zurück. Das BVerfG entschied 
am 21. Juli 2010, dass § 1626a I Nr. 1 BGB nicht mit Art. 6 II GG vereinbar 
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sei. Es verletze das Elternrecht des Vaters eines nicht ehelichen Kindes 
aus Art. 6 II GG, dass er ohne Zustimmung der Mutter generell von der 
Sorgetragung für sein Kind ausgeschlossen sei. Er kann nicht gerichtlich 
überprüfen lassen, ob es aus Gründen des Kindeswohls angebracht sei, 
ihm gemeinsam mit der Mutter die elterliche Sorge für sein Kind 
einzuräumen. Bis zum Inkrafttreten einer gesetzlichen Neuregelung sei 
„§ 1626a BGB mit der Maßgabe anzuwenden, dass das Familiengericht 
den Eltern auf Antrag eines Elternteils die elterliche Sorge oder einen Teil 
der elterlichen Sorge gemeinsam überträgt, soweit zu erwarten sei, dass 
dies dem Kindeswohl entspricht.“31 
4.2.3. Schlussfolgerung 
Somit hatten der EGMR und das BVerfG festgestellt, dass § 1626a BGB 
den Art. 14 in Verbindung mit Art. 8 EMRK verletzt und mit Art. 6 II GG 
nicht vereinbar ist. Verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden war, dass 
die elterliche Sorge zunächst nur auf die Mutter übertragen wird. In 
Einklang mit der Verfassung steht auch, dass dem Vater nicht gleichzeitig 
mit der Vaterschaftsanerkennung das gemeinsame Sorgerecht mit der 
Mutter eingeräumt wird. Mit der Regelung des deutschen Gesetzgebers, 
dass nicht miteinander verheiratete Eltern sich auf die gemeinsame 
elterliche Sorge einigen können, versucht er sie mit verheirateten Eltern 
gleichzustellen. Versagt jedoch die Mutter die Zustimmung zur 
Sorgeerklärung, ist der Vater sofort vom Sorgerecht ausgeschlossen. Dies 
tritt auch ein, wenn keine triftigen Gründe vorliegen. Dem Vater ist es von 
vornherein kraft Gesetz verwehrt, eine gerichtliche Überprüfung zu 
beantragen. In dieser könnte geprüft werden, ob die gemeinsame Sorge 
dem Kindeswohl dienen würde und dann möglicherweise die Weigerung 
der Mutter durch eine gerichtliche Entscheidung ersetzen lassen. Der 
generelle Ausschluss stellt jedoch einen unverhältnismäßigen Eingriff in 
das Elternrecht des Vaters dar. Außerdem wird das Elternrecht des Vaters 
unverhältnismäßig hinter das der Mutter gestellt, ohne dass dies durch die 
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Wahrung des Kindeswohls geboten ist. Denn die Annahme des 
Gesetzgebers, dass die Zustimmungsverweigerung von Müttern von 
Gründen getragen wird, die sich nachteilig auf das Kind auswirken und 
nicht vom Eigeninteresse der Mutter abhängig ist, konnten neuere 
empirische Erkenntnisse nicht bestätigen. 
 
Dem Gesetzgeber wurde aufgetragen eine Neuregelung der elterlichen 
Sorge nicht miteinander verheirateter Eltern zu schaffen. Von einer 
Fristsetzung wurde abgesehen. Bis zum Inkrafttreten galt eine 
Übergangsregelung.32 
5. Prozess der Reform 
Bis zur Verabschiedung der neuen Regelung vergingen beinahe drei 
Jahre. In dieser Zeit wurden Entwürfe vorgeschlagen und Stellungnahmen 
abgegeben. Schließlich musste der Gesetzentwurf durch den Bundestag 
und den Bundesrat mit den Ausschüssen und konnte letztendlich im 
März 2013 verkündet werden.  
5.1. Übergangsregelung 
Zeitgleich mit seinem Urteil vom 21. Juli 2010 hat das BVerfG eine 
Übergangsregelung geschaffen. Somit galt bis zum Inkrafttreten der 
Neuregelung Folgendes: Bei der Geburt eines Kindes nicht miteinander 
verheirateter Eltern erhielt zunächst die Mutter das alleinige Sorgerecht 
kraft Gesetzes. Einigten sich die Eltern auf die gemeinsame elterliche 
Sorge, konnten sie übereinstimmende Sorgeerklärungen abgeben. 
Verweigerte die Mutter ihre Zustimmung zur gemeinsamen Sorge, obwohl 
der Vater diese gewünscht hat, so konnte der Vater die Entscheidung des 
Familiengerichts beantragen. Das Alter des Kindes und der Zeitraum, seit 
dem die gemeinsame Sorge verweigert wurde, spielten keine Rolle. Die 
Übertragung des gemeinsamen Sorgerechts erfolgte, wenn zu erwarten 
war, dass dies dem Kindeswohl entspricht. Dadurch sollten die Belange 
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des Kindes maßgeblich berücksichtigt und die Zugangsvoraussetzungen 
zur gemeinsamen Sorge nicht zu hoch angesetzt werden.33 
5.2. Empirische Untersuchung der Übergangsregelung 
Vom 4. Juni bis 21. Juni 2013 wurde von der Verfasserin eine empirische 
Untersuchung durchgeführt. Sie beinhaltete Fragen zur Übergangs-
regelung und zur neuen gesetzlichen Regelung. Der Teil zur 
Übergangsregelung wird nun vorgestellt. Der zweite Teil zur neuen 
gesetzlichen Regelung folgt in Abschnitt sechs. 
5.2.1. Ziel der Untersuchung 
Ziel der Untersuchung ist es herauszufinden, inwiefern die Übergangs-
regelung von nicht verheirateten Vätern angenommen wurde und ob sie 
die Notwendigkeit der Reform wiederspiegelt. Gründe, warum eine Mutter 
Widerspruch gegen die gemeinsame Sorge einlegt und welche zu einer 
Ablehnung des Antrags führen, sollen ebenfalls abgebildet werden. 
Außerdem wird eine Bewertung der Übergangsregelung durchgeführt. 
5.2.2. Methodische Vorgehensweise 
Als Methode zur Durchführung der Untersuchung wurde die schriftliche 
und onlinebasierte Befragung gewählt. Bei einer schriftlichen Befragung 
besteht für den Befragten kein Einfluss von einer anderen Person wie zum 
Beispiel von einem Interviewer. Er kann sich die Zeit nehmen, die er 
benötigt. Mithilfe der onlinebasierten Befragung können in kurzer Zeit viele 
Zielpersonen erreicht werden. Verschickt wurde der Fragebogen an alle 
71 Amtsgerichte in Baden-Württemberg, an denen ein Familiengericht 
ansässig ist. Dafür wurden im Vorfeld Anfragen per E-Mail an je einen 
Direktor eines Landgerichtsbezirks geschickt. Diese wurden gebeten, die 
Verteilung in ihrem Landgerichtsbezirk an die anderen Amtsgerichte zu 
übernehmen. Hierzu erklärten sich erfreulicherweise viele bereit. Die rest-
lichen Amtsgerichte wurden einzeln angeschrieben. 
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Im Vorfeld fand ein kleiner Pretest statt. Zwei der angeschriebenen Richter 
erklärten sich freiwillig bereit den Fragebogen vor der Verteilung 
durchzusehen und mich auf problematische Fragen hinzuweisen. Die 
endgültige Verteilung der Fragebögen erfolgte ebenfalls per E-Mail. In 
einem persönlichen Anschreiben wurden die Direktoren der Amtsgerichte 
um Weiterleitung der Onlineumfrage an die Leitung der jeweiligen 
Familienabteilung gebeten.34 Ihnen wurde versichert, dass die Auswertung 
der Ergebnisse anonym erfolgt. Einige Tage vor dem Ende der Umfrage 
wurden E-Mails zur Erinnerung verschickt. Daraufhin hat sich die 
Teilnehmerzahl nochmals erhöht. Die 71 möglichen Rückläufer haben sich 
um drei reduziert, da ein Amtsgericht grundsätzlich nicht an Umfragen 
dieser Art teilnimmt und zwei Amtsgerichte signalisierten, dass sie 
aufgrund Zeitmangels nicht teilnehmen könnten. Der Rücklauf betrug 
42,65% (29 Fragebögen). Die Umfrage kann zwar so nicht als 
repräsentativ im Sinne von „allgemeingültig“ bezeichnet werden, sie lässt 
jedoch Erkenntnisse über Tendenzen für die Übergangsregelung und zum 
neuen Gesetz zu. Anzumerken ist, dass der Rücklauf nicht ganz korrekt 
berechnet werden konnte, da von manchen Familiengerichten zwei 
Fragebögen von zwei unterschiedlichen Familienrichtern beantwortet 
wurden. 
5.2.3. Aufbau des Fragebogens 
Der Teil des Fragebogens zur Übergangsregelung beinhaltet zwölf 
Fragen. Überwiegend sind dies geschlossene Fragen. Der Anteil der 
offenen Fragen dient zur weiteren Ausführung der Antworten und lässt 
Platz für eigene Anmerkungen der Teilnehmer. Den Beginn der Befragung 
bilden einige persönliche Angaben. Gefragt wird nach Geschlecht, dem 
Landkreis, welchem das jeweilige Familiengericht zugeordnet ist und der 
Dauer der Ausübung der Tätigkeit als Familienrichter. Der zweite Block 
beinhaltet die Befragung über die Übergangsregelung seit dem Beschluss 
des BVerfG vom 21.07.2010. Es sollen Angaben zu der Anzahl der 
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Anträge und Ablehnungen auf Übertragung der gemeinsamen Sorge 
sowie den Gründen der Mutter bei einem Widerspruch gemacht werden. 
Außerdem findet eine Schätzung statt, wie viele Väter bereits mit der 
Mutter und dem Kind zusammengelebt haben. Abschließend sollen 
Ablehnungsgründe genannt, die Übergangsregelung bewertet und eigene 
Erfahrungen aus der Praxis angemerkt werden.35 
5.2.4. Auswertung der Umfrage 
Persönliche Angaben 
Die Ergebnisse der 
persönlichen Angaben über 
die Familienrichter zeigen, 
dass mit 58,62% über die 
Hälfte der Teilnehmer 
männlich ist. Die Teil-
nehmer stammen aus 21 
verschiedenen Landkreisen 
in Baden-Württemberg. Drei 
von ihnen aus dem 
Landkreis Ludwigsburg und 
zwei jeweils aus den 
Kreisen Schwäbisch Hall, 
Ravensburg, Esslingen und 
Rems-Murr. Knapp die Hälfte 
aller Teilnehmer übt die 
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Abbildung 1: Teilnehmerlandkreise 
Quelle: Statistisches Landesamt: Die Stadt- und 
Landkreise in Baden-Württemberg; http://www. 
statistik.baden-wuerttemberg.de/veroeffentl/ gKarten.asp? 
8803-11509 [02.07.2013] 




Abbildung 2: Der häufigste kindeswohlrelevante  
Grund ist 
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Frage 2.1. Wie viele Anträge auf Übertragung der gemeinsamen oder 
alleinigen elterlichen Sorge wurden seit Juli 2010 bis heute von nicht 
miteinander verheirateten Eltern insgesamt an Ihrem Familiengericht 
gestellt?  
Hierzu haben sich 21 Familienrichter geäußert. Die Gesamtzahl der 
Anträge auf Übertragung der gemeinsamen Sorge beträgt 382. Die 
höchste Angabe pro Familienrichter sind 100 Anträge und die geringste 
ein Antrag. Die häufigste Nennung war fünf. Jedoch gab jeder Richter nur 
die Anträge an, die er zur Bearbeitung bekommen hat. Nicht angegeben 
wurde, wie viele am gesamten Familiengericht eingegangen sind. Teilt 
man deshalb die Gesamtzahl aller Anträge durch 21 Familienrichter, 
entspricht dies ungefähr 18 Anträgen pro Familienrichter in den drei 
Jahren der Übergangsregelung, also sechs Anträge pro Familienrichter in 
einem Jahr.37  
 
Frage 2.2. Wenn die Mutter gegen den Antrag auf Übertragung der 
elterlichen Sorge Widerspruch eingelegt hat, was waren ihre häufigsten 
Gründe? 
Die häufigsten Gründe einer Mutter, die gegen den Antrag Widerspruch 
eingelegt hat, waren mit 85,71% überwiegend kindeswohlrelevante 
Gründe.38  
Frage 2.3. Der häufigste 
kindeswohlrelevante Grund? 
Der häufigste kindeswohl-
relevante Grund war mit 
73,9% die fehlende 
Kooperationsfähigkeit und    
-bereitschaft gefolgt von der 
Person und dem Verhalten 
des Vaters mit 21,7%.39  
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Frage 2.4. Der häufigste nicht kindeswohlrelevante Grund? 
Bei den nicht kindeswohlrelevanten Gründen gibt es keinen einheitlichen 
Grund. Es heißt zum Beispiel: Die Mutter möchte nichts mehr mit dem 
Vater zu tun haben oder Vater und Mutter hatten nur eine kurze 
Beziehung. Unzuverlässigkeit und mangelnde Kommunikationsfähigkeit 
der Eltern wurden jeweils einmal genannt.40  
 
Frage 2.5. Zu welchem Prozentsatz leben die Väter mit Müttern und 
Kindern zusammen oder haben über längere Zeit (mindestens ein Jahr) 
mit der Mutter zusammengelebt?  
Die Vermutungen der Familienrichter zu wie viel Prozent Väter mit den 
Müttern und den Kindern zusammengelebt haben, ist ebenfalls sehr 
vielfältig ausgefallen. 20% und 60% erhielten jeweils 24% der Stimmen. 
80% bekam 20% der Stimmen.41 
 
Frage 2.6. In wie vielen Fällen wurde dem nicht verheirateten Antragsteller 
das gemeinsame oder alleinige Sorgerecht übertragen? 
Die Gesamtzahl der Übertragungen beträgt 122. Die Angaben reichten 
von null bis zu 50 Übertragungen in den letzten drei Jahren. Die 
häufigsten Nennungen waren fünf und eins. Setzt man die Übertragungen 
ins Verhältnis zu allen 382 Anträgen, erhält man in dieser Umfrage eine 
durchschnittliche Übertragungsrate von 31,94%.42 
 
Frage 2.7. Wenn ein Antrag auf Übertragung der gemeinsamen elterlichen 
Sorge abgelehnt wurde, was war die häufigste Beschlussbegründung? 
Die häufigste Beschlussbegründung bei einer Ablehnung des Antrags auf 
Übertragung der gemeinsamen Sorge war die Begründung, dass keine 
Kooperation möglich gewesen sei. Dies gaben elf Teilnehmer an. Es folgt 
mit sieben Nennungen die fehlende Kommunikation. Außerdem wurden 
genannt: Die Aussetzung des Verfahrens bis zum Inkrafttreten der 
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Neuregelung, mangelndes Interesse oder die Person des Vaters oder 
ganz allgemein, dass die Übertragung dem Kindeswohl nicht entsprochen 
hätte.43  
 
Frage 2.8. Halten Sie die Übergangsregelung für eine sinnvolle Lösung bis 
zur Neuregelung? 
Über die Hälfte der teil-
nehmenden Familienrichter hielt 
die Übergangsregelung für eine 
sinnvolle Lösung bis zur 
Neuregelung. 53,85% stimmten 
für „eher ja“ und 42,31% für „ja“. 
Lediglich 3,85% stimmten mit 
„eher nein“.44  
 
 
Frage 2.9. Formulieren Sie hier bitte eigene Erfahrungen zur 
Übergangsregelung aus der Praxis. 
Bei den eigenen Erfahrungen der Familienrichter mit der 
Übergangsregelung ergibt sich ein gemischtes Bild. Zum einen wird 
genannt, dass unentschlossene Väter Anträge gestellt hätten und diese oft 
erfolgreich waren und zum anderen, dass oft keine Übertragung 
stattgefunden habe. Zum Teil sei es eindeutig gewesen, dass die 
gemeinsame Sorge dem Kindeswohl nicht entsprochen hätte. 
Problematisch sei jedoch bei sehr kleinen Kindern die 
Prognoseentscheidung, ob die gemeinsame Sorge dem Kindeswohl 
entspricht. Außerdem haben Väter Anträge gestellt, bei denen das 
Umgangsrecht nicht funktioniert habe oder Väter, welche die Mütter mit 
dem Umgangsrecht disziplinieren oder ärgern wollten. Dreifach genannt 
wurde, dass die Übergangsregelung praktikabel und unproblematisch 
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Abbildung 3: Halten sie die Übergangs-
regelung für eine sinnvolle Lösung bis zur 
Neuregelung? 
Quelle: Eigene Darstellung, vgl. Anlage 5 S. 75 




gewesen sei. Eine Doppelnennung erhielt die Aussetzung des Verfahrens 
bis zur Neuregelung, da die Voraussetzungen bei dieser niedriger seien.45 
5.2.5. Bewertung der Ergebnisse 
Die Mischung aus männlichen und weiblichen Familienrichtern aus 21 
verschiedenen Landkreisen in Baden-Württemberg und die hohe Zahl der 
Richter mit langjähriger Berufserfahrung trägt zur Qualität dieser Umfrage 
bei. Sechs Anträge pro Familienrichter in einem Jahr stellen keine hohe 
Antragszahl dar. Daraus kann man schließen, dass die 
Übergangsregelung keinen großen Anklang gefunden hat und deshalb 
nicht viele Anträge gestellt wurden. Dies berichtet auch Carmen Hensgen 
in ihrer Stellungnahme zum Regierungsentwurf.46 Somit kann die 
Übergangsregelung nicht als Bekräftigung der Notwendigkeit einer Reform 
der gemeinsamen Sorge nicht miteinander verheirateter Eltern betrachtet 
werden. Es bleibt also abzuwarten, ob das endgültige Gesetz zur Reform 
mehr Anklang findet.  
 
In der Studie „Gemeinsames Sorgerecht nicht miteinander verheirateter 
Eltern“47 wird aufgeführt, dass bei Eltern, die bei der Geburt des Kindes 
keine Partnerschaft hatten oder nicht zusammengelebt haben, 
kindeswohlrelevante Gründe bei der Entscheidung für oder gegen das 
gemeinsame Sorgerecht eine stärkere Rolle spielen.48 Da man davon 
ausgeht, dass die Mehrzahl der Anträge, die am Familiengericht gestellt 
werden, von Vätern stammen, die nicht mit der Mutter zusammenleben, 
gibt die Umfrage diese Feststellung ebenfalls wieder. Denn 85% der 
Teilnehmer bestätigen, dass Mütter kindeswohlrelevante Gründe gegen 
die Übertragung der gemeinsamen Sorge vorbringen konnten. Besonders 
deutlich ist das Ergebnis beim häufigsten kindeswohlrelevanten Grund 
ausgefallen. Sehr viele Eltern waren nicht fähig oder nicht bereit 
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miteinander zu kooperieren. Liegt dieser Sachverhalt vor, kann ein Richter 
den Eltern das gemeinsame Sorgerecht nicht übertragen, da 
vorherzusehen ist, dass die Eltern auch in Angelegenheiten des Kindes 
nicht kooperieren können. Eine Übertragung würde zu häufigen 
Auseinandersetzungen der Eltern führen, weil sie sich in keinem oder nur 
in wenigen Punkten einig sind. Schafft man eine solche Situation, leidet 
das Kindeswohl mit hoher Sicherheit darunter. Vergleicht man die 
Ergebnisse der Schätzung, wie viele Väter mit Müttern und Kindern 
zusammengelebt haben mit den Ergebnissen der Studie „Gemeinsames 
Sorgerecht nicht miteinander verheirateter Eltern“, sind keine 
Übereinstimmungen festzustellen. Das Ergebnis der Umfrage ist sehr 
gemischt und gibt keinen klaren Prozentsatz an. Dieses Risiko besteht bei 
einer Schätzung. Die Studie hat dagegen durch Befragungen von Eltern 
festgestellt, dass 80% der nicht miteinander verheirateten Eltern 
zumindest bei der Geburt des Kindes in einem gemeinsamen Haushalt 
leben. 10% leben in Partnerschaft mit separatem Haushalt und 10% sind 
Eltern ohne Partnerschaft.49 
 
Von der durchschnittlichen Sorgerechtsübertragungsrate aus der Umfrage 
mit knapp 32% (vgl. Frage 2.6.) lässt sich eine Verbindung zu der großen 
Mehrheit von 85% der kindeswohlrelevanten Gründe bei Widerspruch der 
Mutter ziehen. Bringt die Mutter kindeswohlrelevante Gründe gegen die 
Übertragung vor, kann der Richter das gemeinsame Sorgerecht nicht 
übertragen. Denn gemäß der positiven Kindeswohlprüfung muss die 
Übertragung dem Kindeswohl entsprechen. Dies liegt nicht vor, wenn 
kindeswohlrelevante Gründe dagegen vorliegen. Den häufigsten 
kindeswohlrelevanten Grund bei einem Widerspruch der Mutter, nämlich 
die fehlende Kooperationsfähigkeit und -bereitschaft, findet man auch in 
der häufigsten Beschlussbegründung bei Ablehnung des Antrags auf 
Übertragung der gemeinsamen Sorge. Dies ist ein logischer 
Zusammenhang, denn bringt die Mutter einen kindeswohlrelevanten 
                                                          
49 Vgl. Jurczyk/Walper S. 185. 




Grund vor, muss der Familienrichter den Antrag ablehnen, da die positive 
Kindeswohlprüfung nicht erfüllt werden kann. Die Bewertung der 
Übergangsregelung ist überwiegend positiv ausgefallen. 95% der 
Befragten bewerteten mit „sinnvoll“ oder „eher sinnvoll“. Dies mag nach 
den eigenen Erfahrungen der Teilnehmer auch daran liegen, dass eine 
positive Kindeswohlprüfung mit Anhörung der Eltern, des Jugendamts und 
des Kindes stattgefunden hat. Den Richtern ist eine Einzelfallprüfung sehr 
wichtig. Einige Väter haben sich durch die Pressemitteilungen 
angesprochen gefühlt, tätig zu werden. Häufig waren dies Fälle, in denen 
es Probleme mit der Umgangsausübung gab. Diese wollten sich mit dem 
gemeinsamen Sorgerecht im Rücken eine stärkere Position gegenüber 
der Mutter verschaffen. Der Widerspruch aus den Antworten zu eigenen 
Erfahrungen, dass einerseits die Übertragung oft erfolgreich war und 
andererseits oft keine Übertragung stattfand, muss wohl aufgrund der 
geringen Sorgerechtsübertragungsrate von 32% dahingehend aufgelöst 
werden, dass oftmals keine Übertragung erfolgen konnte.  
 
Zusammenfassend kann man sagen, dass die Übergangsregelung keine 
Antragsflut an den Familiengerichten bewirkt hat. Die Richter bewerten sie 
von der Verfahrensweise her trotzdem positiv. 
5.3. Lösungsmodelle 
Zur Diskussion bei der Arbeit an einer gesetzlichen Neukonzeption des 
Sorgerechts nicht miteinander verheirateter Eltern standen im 
Wesentlichen drei Lösungsmodelle.50 Das Widerspruchsmodell räumt 
nicht miteinander verheirateten Eltern von Anfang an das gemeinsame 
Sorgerecht ein. Mutter und Vater können der gemeinsamen Sorge 
widersprechen. Über den Widerspruch entscheidet das Familiengericht 
am Maßstab des Kindeswohls. Nach dem Antragsmodell erhält zunächst 
die Mutter die alleinige Sorge. Möchte der Vater die gemeinsame Sorge, 
könnte die Mutter innerhalb einer Frist widersprechen. Tritt dies ein, 
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müsste der Vater beim Familiengericht einen Antrag auf gemeinsame 
elterliche Sorge stellen und sie so durchsetzen.51 Die dritte Lösung, eine 
Zwischenlösung, wäre „die gemeinsame Sorge, falls die Mutter auf die 
Abgabe einer Sorgeerklärung durch den Vater hin nicht innerhalb einer 
Frist von acht Wochen widerspricht.“52 Widerspricht sie der Sorge-
erklärung, „dann soll der Vater die Möglichkeit haben, einen Antrag beim 
Familiengericht zu stellen.“53 Der Regierungsentwurf hat sich letztendlich 
für das Antragsmodell entschieden und stellt ihm verfahrensrechtliche 
Erleichterungen für den Antragsteller zur Seite.54 
5.4. Entwürfe 
Im Folgenden werden vier Anträge im Deutschen Bundestag zur 
Neuregelung des Sorgerechts nicht miteinander verheirateter Eltern 
vorgestellt. Drei Entwürfe wurden von Seiten der Opposition und einer von 
der Regierung verfasst. 
 
Die Fraktion des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN schlägt vor, dass der Vater 
nach der Vaterschaftsanerkennung einen Antrag auf die gemeinsame 
elterliche Sorge beim zuständigen Jugendamt stellen kann. Das 
Jugendamt informiert die Kindsmutter über diesen Antrag und setzt ihr 
eine Frist von acht Wochen, in der sie dem Antrag widersprechen kann. 
Die Frist läuft ab Kenntnis des Antrags. Der Lauf ist innerhalb der 
Mutterschutzfrist gehemmt. Dem Antrag wird stattgegeben und die 
gemeinsame Sorge erteilt, wenn die Mutter in der Frist nicht widerspricht 
und dem Jugendamt keine Erkenntnisse über eine offensichtliche 
Gefährdung des Kindeswohls durch den Kindsvater vorliegen. 
Widerspricht die Mutter, kann der Vater einen Antrag am Familiengericht 
stellen. Diesen kann er ebenfalls stellen, wenn das Jugendamt wegen 
Kindeswohlgefährdung die gemeinsame Sorge nicht übertragen hat. Das 
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Familiengericht gibt dem Antrag statt, wenn die gemeinsame Sorge dem 
Kindeswohl nicht widerspricht. Auch die Mutter kann beim Jugendamt 
einen Antrag auf gemeinsame Sorge stellen. Der Vater muss diesem in 
einer Frist von acht Wochen zustimmen, sonst erteilt das Jugendamt keine 
gemeinsame Sorge.55 
 
Der Entwurf der SPD sieht vor, dass bei der standesamtlichen 
Registrierung des Kindes der Standesbeamte über die Möglichkeit einer 
gemeinsamen Sorgeerklärung aufklärt. Er fordert die Eltern auf, sich zu 
der gewünschten Ausgestaltung der Sorge zu äußern. Möchten beide 
Elternteile die gemeinsame Sorge, können sie die Sorgeerklärung sofort 
vor dem Standesamt abgeben. Kommt es vor dem Standesbeamten zu 
keinem Einvernehmen, fordert das Jugendamt die Eltern auf, sich 
innerhalb einer bestimmten Frist zu äußern. Wollen dann beide Elternteile 
die gemeinsame Sorge, erfolgt die Abgabe vor dem Jugendamt. Gibt es 
kein Einvernehmen, wirkt das Jugendamt im Gespräch auf eine 
einvernehmliche Lösung hin. Kommt es trotzdem zu keiner Lösung, 
erstellt das Jugendamt eine Stellungnahme und stellt einen Antrag beim 
Familiengericht auf eine Entscheidung zur elterlichen Sorge.56 
 
Die Fraktion DIE LINKE fordert in ihrem Entwurf, dass die Eltern mit 
Anerkennung der Vaterschaft ein gemeinsames Sorgerecht erhalten, 
wenn der Vater die Übernahme des gemeinsamen Sorgerechts erklärt. 
Einigen sich die Eltern darauf, dass es kein gemeinsames Sorgerecht 
geben soll, erhält der Vater oder die Mutter die alleinige Sorge durch eine 
gemeinsame Willenserklärung gegenüber dem Jugendamt. Möchte ein 
Elternteil das alleinige Sorgerecht entgegen dem Willen des anderen, wird 
dies bei der Vaterschaftsanerkennung gegenüber dem Jugendamt erklärt. 
Hier ist das Jugendamt verpflichtet ein Mediationsverfahren anzubieten. 
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Findet dieses nicht statt oder bleibt es erfolglos, steht der Rechtsweg 
offen.57 
 
Der Gesetzentwurf der Bundesregierung für einen neuen § 1626a BGB 
eröffnet dem Vater zusätzlich zur gemeinsamen Sorgeerklärung und zur 
Heirat, den Weg einen Antrag beim Familiengericht auf Übertragung der 
gemeinsamen Sorge zu stellen. Sie wird übertragen, wenn sie dem 
Kindeswohl nicht widerspricht. Schweigt der andere Elternteil oder trägt er 
keine potenziell kindeswohlrelevanten Gründe vor und sind solche dem 
Familiengericht auch nicht auf anderen Wegen ersichtlich geworden, 
besteht die gesetzliche Vermutung, dass die gemeinsame Sorge dem 
Kindeswohl nicht widerspricht. In diesen Fällen kommt ein beschleunigtes 
und vereinfachtes Verfahren ohne Anhörung des Jugendamtes und der 
Eltern zur Anwendung. Außerdem wird ein § 155a FamFG eingeführt. 
Darin ist festgelegt, dass der Antrag dem anderen Elternteil zugestellt und 
ihm eine Frist von sechs Wochen zur Stellungnahme gesetzt wird. Werden 
dem Gericht Gründe bekannt, die der gemeinsamen elterlichen Sorge 
entgegenstehen können, kommt § 155 II FamFG zur Anwendung. Der 
Termin soll spätestens einen Monat nach dem Bekanntwerden der Gründe 
stattfinden.58 
5.5. Analyse der Stellungnahmen zum Regierungsentwurf 
Am 28.11.2012 fand eine öffentliche Anhörung im Rechtsausschuss des 
Bundestages statt. Acht Sachverständige haben Stellungnahmen zum 
Entwurf der Bundesregierung abgegeben.59 Sieben davon und die des 
Deutschen Bundesrates60 wurden von der Verfasserin analysiert. 
 
Sieben von acht Stellungnahmen äußerten sich über das vereinfachte und 
beschleunigte Verfahren und die Frist zur Stellungnahme. Diese beiden 
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Neuerungen bekamen auch die meiste negative Kritik. Einerseits sei die 
Frist zu kurz. Sie sollte erst nach dem Ablauf des Mutterschutzes 
beginnen. Andererseits schließe sie den Vater von den ersten sechs 
Wochen seines Kindes aus, in denen schon weitreichende 
Entscheidungen von der Mutter getroffen werden könnten. Am Verfahren 
werden vor allem die Einschränkung des Amtsermittlungsgrundsatzes, die 
gesetzliche Vermutung und der Wegfall der Anhörung der Eltern und des 
Jugendamtes kritisiert. Durch den Verzicht auf die Anhörung der Eltern 
fände kein Hinwirken auf eine einvernehmliche Lösung statt. Die 
Nichtbeteiligung des Jugendamts nütze das Beratungspotenzial des 
Jugendamtes nicht aus. Überwiegend positiv bewertet wurden die 
Antragslösung und die negative Kindeswohlprüfung. Somit werde die 
Hürde für den Vater an der gemeinsamen Sorge teilhaben zu können, 
nicht zu hoch angesetzt.  
 
Nach der Stellungnahme des Bundesrates unter Berücksichtigung der 
Empfehlungen seiner Ausschüsse wurde der Regierungsentwurf in erster, 
zweiter und dritter Lesung im Bundestag beraten. Er wurde gemäß den 
Empfehlungen des Rechtsausschusses angenommen.61 Der Bundesrat 
wurde von der Verabschiedung unterrichtet und beschloss im März 2013 
den Vermittlungsausschuss nicht anzurufen.62 Am 19. März 2013 wurde 
das Gesetz im Bundesgesetzblatt veröffentlicht. Es ist zum 19. Mai 2013 
in Kraft getreten.63 
6. Gesetz zur Reform der gemeinsamen elterlichen Sorge 
nicht miteinander verheirateter Eltern 
Im Gesetz zur Reform der elterlichen Sorge nicht miteinander verheirateter 
Eltern wird ein neues Leitbild umgesetzt. Eine gemeinsame Sorge soll dort 
erfolgen, wo es dem Kindeswohl nicht widerspricht. Denn sozial-
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wissenschaftliche Untersuchungen haben bestätigt, dass die gemeinsame 
elterliche Sorge grundsätzlich den Bedürfnissen des Kindes nach 
Beziehungen zu beiden Elternteilen entspricht. Dies verdeutlicht ihm, dass 
beide zu gleichen Teilen bereit sind, für es Verantwortung zu tragen. 
Außerdem soll aufgrund der eingetretenen gesellschaftlichen Entwicklung 
den Vätern auch bei Widerspruch der Mutter der Zugang zum 
gemeinsamen Sorgerecht ermöglicht werden. Dadurch soll der 
verfassungswidrige Rechtszustand beseitigt werden.64 
6.1. Wichtigste Änderungen im Überblick 
Gemäß § 1626a BGB soll das Familiengericht die Übertragung der 
gemeinsamen Sorge beschließen, wenn sie dem Kindeswohl nicht 
widerspricht. Somit werden die Möglichkeiten des Vaters, die gemeinsame 
Sorge zu erreichen, erweitert. Er hat nun eine Möglichkeit auch gegen den 
Willen der Mutter am Sorgerecht beteiligt zu werden. Die gemeinsame 
Sorge soll die Regel sein, außer es stehen gewichtige Gründe entgegen. 
Schweigt der andere Elternteil nach Antrag des Nichtsorgeberechtigten, 
bringt er keine kindeswohlrelevanten Gründe vor, werden dem Gericht 
auch sonst keine bekannt, besteht die gesetzliche Vermutung, dass die 
Übertragung der gemeinsamen Sorge dem Kindeswohl nicht widerspricht. 
In solchen Fällen wird diese in einem beschleunigten und vereinfachten 
Verfahren durchgesetzt.65 
 
Trägt die Mutter kindeswohlrelevante Gründe vor, die gegen die 
gemeinsame Sorge sprechen, oder ist ihr sprachliches Ausdrucks-
vermögen stark eingeschränkt, findet ein normales beschleunigtes 
Hauptverfahren nach den §§ 151 ff. FamFG statt. In diesem Verfahren 
wird geprüft, ob die gemeinsame Sorge dem Kindeswohl widerspricht. An 
Stelle der bisher erforderlichen „positiven Kindeswohlprüfung“ findet nur 
noch eine „negative Kindeswohlprüfung“ statt. Neben der gerichtlichen 
                                                          
64 Vgl. BT-Drucks. 17/11048 S. 12. 
65 Vgl. Heiß/Castellanos S. 28 ff. 




Übertragung der gemeinsamen Sorge stehen noch immer die 
gemeinsame Sorge durch Heirat oder übereinstimmende Sorgeerklärung 
zur Auswahl. Der Vater hat also die Wahl, ob er erst zum Jugendamt geht 
und hofft, dass die Mutter seiner Sorgeerklärung zustimmt, oder ob er 
sofort das Gericht anruft.66 Vergleicht man das endgültige Gesetz zur 
Reform der elterlichen Sorge nicht miteinander verheirateter Eltern mit 
dem Regierungsentwurf vom 17. Oktober 2012 hat sich eine Änderung 
ergeben. In § 155a III 1 FamFG wurde der Satz „hat das Gericht im 
schriftlichen Verfahren ohne Anhörung des Jugendamts und ohne 
persönliche Anhörung der Eltern zu entscheiden“, durch „soll das Gericht 
im schriftlichen Verfahren ohne Anhörung des Jugendamts und ohne 
persönliche Anhörung der Eltern entscheiden“, ersetzt. Diese Änderung 
wurde vom Bundesrat gewünscht.67 Das Gesetz ist zum 19. Mai 2013 in 
Kraft getreten.68 
6.2. Neue Voraussetzungen zur Übertragung der gemeinsamen Sorge  
§ 1626a II 1 BGB nennt die Voraussetzungen, die vorliegen müssen um 
den Eltern die elterliche Sorge gemeinsam durch das Familiengericht zu 
übertragen. An erster Stelle steht das Kindeswohl. Daher knüpft der 
Gesetzgeber die Übertragung nicht an sonstige Voraussetzungen. Das 
Zusammenleben der Eltern wird nicht gefordert. Leben sie aber 
zusammen ist dies regelmäßig ein Hinweis für eine gelingende 
Kooperation der Eltern.69 
6.2.1. Formale Voraussetzungen 
Das Verfahren ist ein Antragsverfahren. Es steht allen nicht miteinander 
verheirateten Eltern von Kindern unter 18 Jahren zur Verfügung. 
Antragsberechtigt sind der Vater und die Mutter, da in § 1626a BGB ein 
Antrag eines Elternteils notwendig ist. Der Vater hat die Wahl, ob er vorher 
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den Weg über die Sorgeerklärung vor dem Jugendamt oder einem Notar 
gehen möchte oder nicht. Die Sorgeerklärung ist für den Antrag beim 
Familiengericht nicht erforderlich. Sein Antrag erklärt seinen Willen zur 
Übernahme der Sorge. Zulässigkeitsvoraussetzung für die Antragstellung 
ist die rechtliche Vaterschaftsfeststellung gemäß § 1592 Nr. 2 BGB oder 
die gerichtliche Feststellung der Vaterschaft nach § 1592 Nr. 3 BGB.70 Er 
kann den Antrag für die elterliche Sorge als Ganzes oder nur für 
Teilbereiche wie beispielsweise die Aufenthaltsbestimmung stellen.71 
 
Die Mutter kann den Antrag auf Übertragung der elterlichen Sorge auf 
beide Elternteile stellen, um den Vater in die gemeinsame Sorge 
einzubinden. Dies kann über eine gemeinsame Sorgeerklärung 
geschehen oder über den gerichtlichen Antrag. Ihr Antrag erklärt, dass sie 
möchte, dass der Vater in die gemeinsame Verantwortung für das Kind 
einbezogen wird. Die Zulässigkeitsvoraussetzung ist das Feststehen der 
rechtlichen Vaterschaft.72 Ihr Antrag kann sich ebenfalls auf die komplette 
elterliche Sorge oder nur auf Teilbereiche beziehen.73 Dritte sind nicht 
antragsberechtigt, auch nicht das Kind oder das Jugendamt.74  
 
Der Antrag muss gemäß § 155a I FamFG das Geburtsdatum und den 
Geburtsort des Kindes enthalten. Das Datum wird für die Sicherstellung 
der Berechnung der Frist zur Stellungnahme benötigt und der Ort für das 
Jugendamt, welches für das Sorgeregister zuständig ist. Der Antrag wird 
dem anderen Elternteil vom Gericht nach den §§ 166 - 195 ZPO 
zugestellt.75 
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6.2.2. Inhaltliche Voraussetzungen 
Die neuen inhaltlichen Voraussetzungen beinhalten die gesetzliche 
Vermutung zum Kindeswohl, eine tragfähige Beziehung und ein 
Mindestmaß an Übereinstimmung zwischen den Eltern, die negative 
Kindeswohlprüfung sowie die Möglichkeit der Übertragung von Teil-
bereichen. 
6.2.2.1. Gesetzliche Vermutung 
Die gesetzliche Vermutung aus § 1626a II 2 BGB unterstreicht, dass die 
Übernahme der gemeinsamen Sorge grundsätzlich im Interesse des 
Kindes liegt. Die gemeinsame Sorge widerspricht also nicht dem 
Kindeswohl, wenn der andere Elternteil keine Gründe vorträgt, die der 
gemeinsamen elterlichen Sorge entgegenstehen könnten, und solche 
Gründe dem Gericht auch nicht anderweitig bekannt sind oder werden. 
Diese gesetzliche Vermutung stellt eine Einschränkung des sonst in Kind-
schaftssachen geltenden Amtsermittlungsgrundsatzes aus § 26 FamFG 
dar. Sie greift nur wenn keine kindeswohlrelevanten Gründe ersichtlich 
sind. Dann kann das Gericht eine zügige Entscheidung im „vereinfachten 
schriftlichen Verfahren, ohne Anhörung des Jugendamtes und ohne 
persönliche Anhörung der Eltern“76 treffen. Anderweitig bekannt werden 
können dem Gericht Gründe aus vorangegangenen Verfahren in 
Kindschaftssachen. Hat das Gericht Anhaltspunkte dafür, dass die 
gemeinsame Sorge dem Kindeswohl widerspricht, ist es erforderlich, 
diesen nachzugehen. Die Antwort auf die Frage, ob diese Anhaltspunkte 
der Übertragung der gemeinsamen Sorge widersprechen, muss dann im 
normalen Verfahren nach § 155 BGB mit uneingeschränkter Geltung des 
Amtsermittlungsgrundsatzes entschieden werden.77 Ein Ausnahmefall, der 
ein normales Verfahren erfordert, ist gegeben, wenn der Vortrag der 
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Mutter in der Stellungnahme zeigt, dass ihr sprachliches Ausdrucks-
vermögen stark eingeschränkt ist.78  
 
Die gesetzliche Vermutung beruht außerdem darauf, dass eine Mutter, die 
kindeswohlrelevante Gründe vorbringen kann, diese auch äußert. 
Schweigt sie, kann in der Regel angenommen werden, dass aus ihrer 
Sicht die Übertragung der gemeinsamen Sorge dem Kindeswohl nicht 
widerspricht. Denn der Gesetzgeber ist überzeugt, dass Eltern ihr 
Elternrecht aus Art. 6 GG verantwortungsbewusst und im Interesse ihres 
Kindes ausüben.79 Kindeswohlrelevante Gründe sind zum Beispiel 
fehlende Kooperationsfähigkeit und Kooperationsbereitschaft, fehlende 
Übereinstimmung der Eltern, massive Streitigkeiten in Alltags-
angelegenheiten, Streit um den Lebensmittelpunkt des Kindes, 
Suchtprobleme, Gewalt, Streit in Grundsatzfragen der Erziehung, die 
Person und das Verhalten des Vaters, Unterhaltspflichtverletzungen oder 
eine massive Abneigung des Kindes.80 Nicht kindeswohlrelevante Gründe 
sind dagegen Kommunikationsschwierigkeiten, die Tatsache einer nur 
kurzen Beziehung, Kontaktabbruch und der Wille der Mutter alleine über 
die Angelegenheiten des Kindes entscheiden zu wollen. Auch der 
pauschale Vortrag, sie könne nicht mehr mit dem Vater sprechen und hat 
unterschiedliche Wertvorstellungen, reicht nicht aus.81 Ebenfalls nicht 
relevant sind Gründe aus der Trennung der Eltern oder dass die Mutter 
bei früher geborenen Kindern schlechte Erfahrungen mit dem Vater 
gemacht habe oder er mit Vollmachten ausgestattet sei.82 
6.2.2.2. Tragfähige soziale Beziehung/Mindestmaß an Übereinstimmung 
Die Ausübung des gemeinsamen Sorgerechts erfordert eine tragfähige 
soziale Beziehung und ein Mindestmaß an Übereinstimmung zwischen 
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den beiden Elternteilen.83 Hier kann bei Eltern, deren Beziehung sich auf 
sexuellen Kontakt, eine lose Beziehung, einen One-Night-Stand oder eine 
Vergewaltigung reduziert, ein Problem auftreten. Wollen sie die 
gemeinsame Sorge für ihr Kind übernehmen, muss die Bereitschaft 
bestehen, sich kennenlernen zu wollen. Sie müssen das miteinander 
Kommunizieren erlernen, womöglich auch bei einer Beratungsstelle.84 
 
Die Ablehnung der Mutter reicht nicht als kindeswohlrelevanter Grund aus, 
um eine umfassende gerichtliche Prüfung zu erreichen. Auch hier müssen 
konkrete Anhaltspunkte vorliegen, dass keine tragfähige Grundlage für 
das gemeinsame Sorgerecht besteht und Bemühungen um eine 
erfolgreiche Kommunikation gescheitert sind. Vor allem während einer 
Trennung entstehen Kommunikationsprobleme. Jedoch müssen beide 
Elternteile lernen, persönliche Konflikte auf der Paarebene auszublenden 
und für das Kind sachlich und konstruktiv miteinander umgehen. Sind sie 
hierzu nicht in der Lage, besteht die Verpflichtung im Interesse des 
Kindeswohls sich um fachkundige Hilfe von außen zu bemühen, um eine 
angemessene Kommunikation zu erlernen. Erst wenn auf der 
Kommunikationsebene eine schwerwiegende und nachhaltige Störung 
vorliegt, welche eine gemeinsame Entscheidungsfindung nicht ermöglicht 
und das Kind dadurch belastet wird, würde die gemeinsame Sorge versagt 
werden. Wenn die Mutter erst im Zusammenhang mit dem Antrag des 
Vaters auf Übertragung der gemeinsamen Sorge eine Blockadehaltung 
einnimmt, weil sie weiterhin alleine über ihr Kind entscheiden möchte, 
würde sich diese Haltung oft durch ein praktiziertes gemeinsames 
Sorgerecht lösen lassen. Dies gilt aber nicht, wenn sich die ablehnende 
Haltung beiderseits schon über einen längeren Zeitraum verfestigt hat und 
eine Übertragung der gemeinsamen Sorge eine Konfliktverschärfung 
zwischen den Elternteilen bewirken würde.85 Sind die Eltern nicht in der 
Lage sich über die Angelegenheiten ihres Kindes zu einigen, führt dies zu 
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einer Belastung des Kindes, die mit dem Kindeswohl nicht vereinbar ist. 
Wurde nach der Trennung der Kontakt abgebrochen oder kommuniziert 
ein Elternteil nur noch über einen Rechtsanwalt, ist dies ein Anhaltspunkt 
für fehlende Kooperationsbereitschaft. Hier wäre die Alleinsorge eines 
Elternteils die bessere Lösung. Demjenigen Elternteil, dem die fehlende 
Kooperationsbereitschaft nachgewiesen wird, kann das Sorgerecht nicht 
mitübertragen werden. Eine Ausnahme besteht, wenn das Verhältnis der 
Elternteile durch Gewalttätigkeiten eines Elternteils belastet ist. Hier wird 
die gemeinsame Sorge ebenfalls nicht übertragen, da die Befürchtung 
besteht, dass sich dieses Verhalten fortsetzt. Der Mutter ist dann nicht 
vorzuwerfen, wenn sie nicht mehr bereit ist mit dem gewalttätigen Vater zu 
kommunizieren.86 
 
Zusammenfassend wird von den Eltern verlangt, dass sie bereit sind und 
sich bemühen, die Kooperationsschwierigkeiten zu überwinden. Die 
gemeinsame Sorge wird ihnen nicht schon aufgrund einer Uneinigkeit 
verweigert. Erst unüberwindbare Konflikte, die sich schädigend auf das 
Wohl des Kindes auswirken, rechtfertigen die Übertragung der elterlichen 
Sorge auf nur einen Elternteil.87 
6.2.2.3. Negative Kindeswohlprüfung 
Die gemeinsame Sorge wird vom Familiengericht übertragen, wenn sie 
dem Kindeswohl nicht widerspricht. Die Übergangsregelung nach dem 
Beschluss des BVerfG vom 21. Juli 2010 enthielt noch die positive 
Kindeswohlprüfung. Hier musste die gemeinsame Sorge dem Kindeswohl 
entsprechen. Der Grund für die negative Kindeswohlprüfung ist „die 
Überzeugung des Gesetzgebers, dass die gemeinsame Sorge 
grundsätzlich den Bedürfnissen des Kindes nach Beziehungen zu beiden 
Elternteilen entspricht.“88 So wird dem Kind gezeigt, dass beide bereit sind 
Verantwortung für es zu tragen. Dem Kindeswohl entspricht es also, 
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„wenn ein Kind in dem Bewusstsein lebt, dass beide Eltern für es 
Verantwortung tragen, und wenn es seine Eltern in wichtigen 
Entscheidungen für sein Leben als gleichberechtigt erlebt.“89 Dies hat 
auch Auswirkungen auf die Vorbildfunktion der Eltern und fördert die 
Entwicklung des Kindes zu einer eigenverantwortlichen und 
gemeinschaftsfähigen Person. Mit der negativen Kindeswohlprüfung 
möchte der Gesetzgeber die Hürde zur Wahrnehmung der gemeinsamen 
Erziehungsverantwortung möglichst niedrig halten. Liegen keine Gründe 
vor, die gegen die gemeinsame Sorge sprechen, sollen die Eltern sie 
gemeinsam tragen.90 
6.2.2.4. Übertragung von Teilbereichen der gemeinsamen Sorge 
Abgeleitet von der Formulierung „soweit“ in § 1626a I Nr. 3 BGB kann das 
Familiengericht auch bestimmte Teilbereiche der elterlichen Sorge auf 
beide Elternteile übertragen. Dies tritt ein, wenn hinsichtlich bestimmter 
Teilbereiche eine gemeinsame Sorge ohne negative Auswirkungen für das 
Kindeswohl zu erwarten ist, in anderen Teilbereichen aber nicht. Eine 
solche Teilübertragung kann Bedenken der Mutter gegen eine 
gemeinsame Sorge auflösen, wenn sie zum Beispiel das Aufenthalts-
bestimmungsrecht übertragen bekommen hat.91 
6.2.3. Verfahrensvoraussetzungen nach dem FamFG 
§ 155a FamFG wurde neu eingeführt. Dieser regelt die verfahrens-
rechtlichen Besonderheiten für die Übertragung der gemeinsamen 
elterlichen Sorge nach § 1626a II BGB. Gibt es keine Anhaltspunkte, die 
gegen die gemeinsame Sorge sprechen, ist es angemessen, dass der 
Vater im vereinfachten Verfahren schnell Zugang zur Sorge bekommt. 
Das Verfahren ohne Anhörung des Jugendamtes und der Eltern bezweckt 
die Beschleunigung des Verfahrens.92 Das vereinfachte Verfahren ist das 
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verfahrensrechtliche Gegenstück zur gesetzlichen Vermutung.93 Die 
Ermittlungsmöglichkeiten des Gerichts sind in diesem Fall beschränkt, 
damit eine zügige Entscheidung getroffen werden kann. Das 
Beschleunigungsgebot aus § 155 FamFG gilt, wird jedoch durch die 
Schonfrist von sechs Wochen nach der Geburt beeinträchtigt. Für das 
Verfahren gilt der Richtervorbehalt gemäß § 14 I Nr. 3 RPflG.94 Das 
vereinfachte Verfahren gilt nicht, wo eine umfassende gerichtliche Prüfung 
zum Schutz des Kindes nötig ist. Dies ist der Fall, wenn dem Gericht durch 
die Stellungnahme des anderen Elternteils oder  auf sonstige Weise 
Gründe bekannt werden, die der gemeinsamen Sorge entgegenstehen 
können.95 Auch bei starker Einschränkung des sprachlichen Ausdrucks-
vermögens des anderen Elternteils wird das Verfahren nach § 155 FamFG 
eingeleitet.96 Gemäß § 155a II 2 FamFG setzt das Gericht dem anderen 
Elternteil nach Antrag auf Übertragung der gemeinsamen Sorge eine Frist, 
die für die Mutter frühestens sechs Wochen nach der Geburt des Kindes 
endet. Hier sind zwei Fristen zu unterscheiden: Die Stellungnahmefrist 
und die sechswöchige Schutzfrist für die Mutter, damit sie nach der Geburt 
nicht zusätzlich mit Entscheidungen über die gemeinsame Sorge belastet 
wird. Die Stellungnahmefrist bemisst das Gericht, auch bei älteren 
Kindern, nach Ermessen. Sie wird wohl auf zwei Wochen festgelegt 
werden, da das Beschleunigungsgebot gilt.97 Eine Verlängerung ist in 
beiden Fällen möglich.98 
6.2.3.1. Verfahrensrechtliche Vereinfachungen, wenn keine 
kindeswohlrelevanten Einwände vorliegen 
Die verfahrensrechtlichen Vereinfachungen aus § 155a III FamFG gelten, 
wenn keine Gründe vorgetragen werden, die der gemeinsamen elterlichen 
Sorge entgegenstehen können oder dem Gericht auf andere Weise 
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bekannt geworden sind. Im vereinfachten Verfahren entscheidet das 
Gericht ohne mündliche Erörterung. Weder die Eltern, noch das 
Jugendamt werden angehört. Es findet eine schriftliche Anhörung der 
Eltern statt. Das Jugendamt hat kein Beschwerderecht gegen die 
Entscheidung. Die Anhörung des Kindes mit Bestellung eines 
Verfahrensbeistands wird regelmäßig nicht erforderlich sein, da das 
vereinfachte Verfahren nur eintritt, wenn dem Gericht keine Gründe 
bekannt werden, die kindeswohlrelevant wären und damit der 
gemeinsamen Sorge entgegenstehen würden. Das Gericht ist verpflichtet 
dem Jugendamt, welches das Sorgeregister führt, mitzuteilen, dass die 
Mutter nicht mehr die alleinige Sorge hat, weil das Gericht es beiden 
Elternteilen im vereinfachten Verfahren nach § 155a III FamFG 
gemeinsam übertragen hat.99 
6.2.3.2. Ausschluss des vereinfachten Verfahrens/Übergang zum 
Hauptverfahren 
Das vereinfachte Verfahren wird ausgeschlossen, wenn die vorgetragenen 
Gründe des anderen Elternteils oder andere Gründe der gemeinsamen 
Sorge potenziell entgegenstehen können und wenn das sprachliche 
Ausdrucksvermögen des Stellungnehmenden stark eingeschränkt ist. Ab 
Bekanntwerden solcher Gründe findet das Verfahren nach 
§ 155 II FamFG statt. Der Erörterungstermin zur Stellungnahme der Mutter 
findet spätestens einen Monat nach Bekanntwerden der ent-
gegenstehenden Gründe statt, jedoch nicht vor Ablauf der Frist von sechs 
Wochen nach der Geburt. Zu diesem Termin soll das Gericht das 
persönliche Erscheinen der Beteiligten gemäß § 155 III FamFG anordnen. 
Das Gericht hat die Möglichkeit auf ein Einvernehmen der Eltern 
hinzuwirken. Das beteiligte Jugendamt, dem die Entscheidung des 
Gerichts nach § 162 III 1 FamFG bekannt zu machen ist, hat dem 
Geburtsjugendamt zur Führung des Sorgeregisters Mitteilung über die 
Gerichtsentscheidung zu machen. Geben die Eltern während des 
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Erörterungstermins eine gemeinsame Sorgeerklärung zur Niederschrift 
des Gerichts als Resultat des Hinwirkens auf Einvernehmen ab, hat das 
Gericht dem Geburtsjugendamt dies mitzuteilen.100 
 
Das Kind wird gemäß § 159 FamFG regelmäßig angehört. Bei dessen 
Anhörung muss ein Verfahrensbeistand anwesend sein, um dem Willen 
und den Interessen des Kindes Geltung zu verschaffen. Das Jugendamt 
muss ebenfalls angehört werden und kann auch schon im Vorfeld und im 
Rahmen des Verfahrens mögliche Kenntnisse der Familienverhältnisse 
oder fachliche Kompetenz einbringen. Im Übrigen gelten die wesentlichen 
Verfahrensgrundsätze zur Regelung der elterlichen Sorge §§ 151 bis 
168a FamFG.101 
 
Im Fall der Beschwerde ist eine Abhilfeprüfung des Ausgangsgerichts 
nicht gegeben. Wird gegen eine Endentscheidung, die im vereinfachten 
Verfahren getroffen wurde, eine Beschwerde eingelegt, findet eine erste 
Sachprüfung erst beim OLG statt. Die Tatsachenermittlung wird in einem 
solchen Fall komplett in die zweite Instanz verlegt. Das OLG hat „den 
Sachverhalt eigenständig zu ermitteln und festzustellen und dabei auch 
Tatsachen zu berücksichtigen, die in erster Instanz nicht vorgebracht 
wurden.“102 Grund für den Ausschluss der Abhilfe ist eine zügige 
Erledigung des Beschwerdeverfahrens. Eine Abhilfemöglichkeit würde zu 
einer wesentlichen Verzögerung des Verfahrens führen.103 
6.2.4. Abänderung nach § 1696 I 2 BGB 
In § 1696 I 2 BGB wurde eine Sonderregelung für die Abänderung 
gerichtlicher Entscheidungen eingefügt, bei denen den Eltern gemäß 
§ 1626a I Nr.3 in Verbindung mit §1626a II BGB die gemeinsame Sorge 
übertragen wurde. Entscheidungen dieser Art sollen bereits dann geändert 
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werden können, wenn die Voraussetzungen des § 1671 I BGB gegeben 
sind. § 1671 I BGB handelt von nicht nur vorübergehend getrennten 
Eltern, welche die elterliche Sorge gemeinsam haben. Jeder Elternteil 
kann beantragen, dass ihm das Familiengericht die elterliche Sorge oder 
einen Teil der elterlichen Sorge allein überträgt. Dem Antrag wird 
stattgegeben wenn der andere Elternteil zustimmt, es sei denn, das Kind 
hat das 14. Lebensjahr vollendet und widerspricht der Übertragung. Das 
gleiche gilt, wenn zu erwarten ist, dass die Aufhebung der gemeinsamen 
Sorge und die Übertragung auf den Antragsteller dem Wohl des Kindes 
am besten entspricht. Ziel dieser Abänderung nach § 1696 BGB ist es, 
dass eine erstmalige gerichtliche Abänderung denselben Abänderungs-
regeln folgt, wie sie bei verheirateten Eltern gelten. Diese haben die 
gemeinsame Sorge ab Geburt kraft Gesetz und auch nicht verheiratete 
Eltern sollen die Sorge für ihr Kind grundsätzlich gemeinsam ausüben.104 
Es gilt also nicht der strenge Prüfungsmaßstab des § 1696 I 1 BGB, in 
dem das Familiengericht die positive Überzeugung gewinnen muss, dass 
die Abänderung aus kindeswohlrelevanten Gründen angebracht ist. 
Vielmehr genügt die Erwartung, dass die Aufhebung der gemeinsamen 
Sorge und die Übertragung auf den Antragsteller dem Kindeswohl am 
besten entsprechen.105 
6.3. Empirische Untersuchung des Gesetzes zur Reform der 
gemeinsamen Sorge nicht miteinander verheirateter Eltern 
An dieser Stelle folgt der zweite Teil der empirischen Untersuchung, der 
vom Gesetz zur Reform der gemeinsamen Sorge nicht miteinander 
verheirateter Eltern handelt. Einerseits wurde der entsprechende 
Fragebogen mit dem ersten Teil an die Amtsgerichte mit Familiengerichten 
in Baden-Württemberg verschickt und andererseits an alle 17 Mitarbeiter 
der Abteilung Beistandschaften des Landratsamts Ludwigsburg. 
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6.3.1. Ziel der Untersuchung 
Ziel ist es, die Erfahrung der Familienrichter und Mitarbeiter des 
Jugendamtes zu nutzen, um zu einer Einschätzung und Bewertung der 
neuen Regelung zu kommen. Es sollen vor allem Chancen, Risiken und 
mögliche Auswirkungen abgebildet werden. 
6.3.2. Aufbau des Fragebogens 
Der Fragebogen besteht aus 11 Fragen. Die Anteile der offenen und 
geschlossenen Fragen gleichen sich in etwa aus. Der Rücklauf der 
Beistände des Landratsamts betrug 70,59% (12 Fragebögen) und ist als 
repräsentativ für die Abteilung Beistandschaften des Landratsamts 
Ludwigsburg zu betrachten. Der Rücklauf der Amtsgerichte betrug 
entsprechend dem ersten Teil 42,65% (29 Fragebögen). Gefragt wird 
nach der Änderung im Verfahren mit der größten Bedeutung und dem 
größten Risiko. Außerdem sollen Chancen der neuen Regelung benannt 
werden. Danach werden die verschiedenen Neuerungen auf Risiko-
faktoren abgefragt. Abschließend soll die Neuregelung bewertet und 
mögliche Auswirkungen auf die jeweilige Institution abgefragt werden. Die 
Familienrichter werden nach Auswirkungen auf die Familiengerichte 
gefragt und die Beistände auf Auswirkungen auf das Jugendamt des 
Landkreis Ludwigsburg. Zum Schluss können eigene Anmerkungen zum 
neuen Gesetz eingetragen werden.106 
6.3.3. Auswertung der Fragebögen 
Frage 3.1. Welche Änderung im Verfahren hat die größte Bedeutung? 
Die größte Bedeutung der Änderungen im Verfahren hat für die Hälfte der 
Familienrichter die gesetzliche Vermutung, dass die gemeinsame Sorge 
dem Kindeswohl nicht widerspricht. Das vereinfachte Verfahren erhielt 
28,57% und die negative Kindeswohlprüfung 21,43%.107  
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Über die Hälfte der Beistände des Landratsamts Ludwigsburg hat sich 
ebenfalls für die gesetzliche Vermutung ausgesprochen. 27,3% stimmten 
für die negative Kindeswohlprüfung und 18,2% für das vereinfachte 
Verfahren.108 
 
Frage 3.2. In welcher Voraussetzung zur Übertragung der gemeinsamen 
elterlichen Sorge sehen Sie das größte Risiko für das Kindeswohl? 
Das größte Risiko für das Kindeswohl wird von knapp der Hälfte der 
Familienrichter im vereinfachten Verfahren gesehen. Ein Drittel nannte 
das Mindestmaß an Übereinstimmung der Eltern und 20% die gesetzliche 
Vermutung.109  
50% der Beistände gaben ihre Stimme dem Mindestmaß an 
Übereinstimmung der Eltern. 25% wählten das vereinfachte Verfahren und 
jeweils 8,3% erhielten die negative Kindeswohlprüfung und die gesetzliche 
Vermutung.110 
 
Frage 3.3. Bitte begründen Sie kurz Ihre Entscheidung bei der 
vorhergehenden Frage. 
Bei der Begründung, dass das größte Risiko im vereinfachten Verfahren 
verborgen sei, wird von den Familienrichtern oft die Stellungnahme der 
Mutter als Problem gesehen. Sie habe nach der Geburt anderes zu tun, 
die Stellungnahmefrist sei zu kurz oder es sei so dass einige Mütter aus 
Zeitmangel, fehlender Ressourcen und Bequemlichkeit nichts unter-
nehmen würden. Anwaltlich nicht vertretene Eltern könnten die Relevanz 
einer Stellungnahme nicht verstehen. Gibt die Mutter keine Stellungnahme 
ab, werden kindeswohlrelevante Faktoren nicht in die Entscheidung 
einbezogen. Fraglich ist auch, ob Gründe rechtzeitig und umfassend 
vorgebracht werden. Außerdem werden die nicht vorhandenen 
Anhörungen aufgeführt. Entscheidungen ohne Anhörungen sollten die 
Ausnahme sein, und wenn die Eltern nicht übereinstimmen, müssen sie 
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und die Kinder persönlich angehört werden. Es wird die Befürchtung 
geäußert, dass aufgrund der hohen Belastung der Familiengerichte das 
vereinfachte Verfahren häufig auch auf Fälle angewandt werden würde, 
die einer intensiven Betrachtung bedürfen. Teilnehmer, welche die 
gesetzliche Vermutung als größtes Risiko genannt haben, äußern die 
Bedenken, dass es bei mangelhafter oder lückenhafter Mitwirkung der 
Beteiligten zu ungewollten Ergebnissen kommen könne. Oft entspricht die 
gemeinsame Sorge dem Kindeswohl nicht, zum Beispiel wenn die Eltern 
zerstritten sind, sich nicht mehr gegenseitig vertrauen oder der nicht 
betreuende Elternteil schon lange keinen Kontakt mehr zum Kind hatte. Es 
werde auch nach der Übertragung zu wiederholten Streitigkeiten über die 
gemeinsame Ausübung der Sorge kommen. Zu der Voraussetzung eines 
Mindestmaßes an Übereinstimmung der Eltern geben die Teilnehmer zu 
bedenken, dass es Schwierigkeiten geben werde, dieses festzustellen, da 
oftmals lange Zeit kein Kontakt zwischen Mutter und Vater vorhanden 
gewesen sei. Die Eltern können sich nicht einmal in dem Punkt einigen, ob 
sie für das Kind gemeinsam agieren wollten oder nicht.111  
Die Teilnehmer der Abteilung Beistandschaften, die das Mindestmaß an 
Übereinstimmung der Eltern angegeben haben, begründen, wenn dies 
genüge, werde es schwierig bei einem angespannten Verhältnis zwischen 
den Eltern oder auch bei räumlicher Distanz Entscheidungen zeitnah 
gemeinsam, vor allem zum Wohl des Kindes zu treffen. Es sei zu 
befürchten, dass die Unstimmigkeiten der Eltern auf dem Rücken der 
Kinder ausgetragen werden. Außerdem ist es oftmals problematisch 
überhaupt ein Mindestmaß an Übereinstimmung herzustellen. Oft hätten 
die Eltern nur eine kurze Affäre, kennen sich kaum oder sind total 
zerstritten. Gründe für die Auswahl des vereinfachten Verfahrens seien, 
dass das Kindeswohl nur unzureichend und nur dann geprüft werde, wenn 
die Mutter Einwände erhebt. Dies überfordere manche Mutter. Die Frist 
zur Stellungnahme sei zu kurz. Eine Entscheidung ohne mündliche 
Anhörung der Beteiligten, ob die gemeinsame Sorge dem Kindeswohl 
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nicht widerspricht berge die Gefahr von Sorgeentscheidungen, die sich im 
Alltag zum Nachteil des Kindes auswirken könnten. Insbesondere seien 
die Kriterien für die Entscheidung, was dem Wohl des Kindes nicht 
widerspricht, nicht definiert. Die Begründung für die Wahl der gesetzlichen 
Vermutung lautet, dass die Fälle, die vor den Familiengerichten landen 
solche wären, in denen die Eltern schon von vornherein nicht gut 
miteinander kooperiert hätten. Dies habe wieder weitere 
Auseinandersetzungen zur Folge, was dem Kindeswohl widerspricht.112  
 
Frage 3.4. Worin sehen Sie Chancen des neuen Gesetzes? 
Doppelnennungen der Richter haben jeweils die Antworten erhalten, dass 
sinnlose Blockadehaltungen von Müttern überwunden werden könnten, es 
könnte vor der Entscheidung eines Gerichts eine Einigung über die 
Belange des Kindes erfolgen und der Vater könnte das gemeinsame 
Sorgerecht schnell und einfach bekommen. Die Position des leiblichen 
Vaters werde gestärkt. Er könne nicht mehr „einfach so“ aus dem Leben 
des Kindes ausgeblendet werden. Es könnte sich die Erkenntnis 
durchsetzen, dass auch für nicht eheliche Kinder Vater und Mutter in der 
Verantwortung stehen und sie gleichbehandelt werden wie verheiratete 
Eltern. Außerdem werde die Bedeutung beider Elternteile für die 
Entwicklung des Kindes klargestellt.113  
Die häufigste Chance, die von den Beiständen genannt wurde, ist die für 
die Väter, denen von der Mutter das Sorgerecht bisher verwehrt wurde. 
Gleichzeitig sei dies auch eine Chance für deren Kinder. Außerdem 
würden die Unterschiede zwischen der Ehe und der nicht ehelichen 
Lebensgemeinschaft abgebaut. Zwei Sorgeberechtigte stellen einen 
besseren Schutz für das Kind dar. Langwierige Gerichtsverfahren könnten 
mit dem vereinfachten Verfahren umgangen werden und so im Interesse 
des Kindes eine schnelle Entscheidung getroffen werden. Anschließend 
könnte der Vater ein besseres Verhältnis zum Kind aufbauen und auch 
verstärkt Vorbild sein. Die neue Regelung stelle eine gute Möglichkeit für 
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Väter älterer Kinder dar, das gemeinsame Sorgerecht zu erhalten. Der 
Kontakt zwischen Vater und Kind fördere meistens auch die 
Unterhaltszahlungen.114  
 
Frage 3.5. Halten Sie die Nichtanhörung der Eltern im vereinfachten und 
beschleunigten Verfahren für einen Risikofaktor? 
Mit 55,56% hält über die Hälfte der Teilnehmer der Familiengerichte die 
Nichtanhörung der Eltern für einen Risikofaktor. Ein Viertel der Beteiligten 
ist der Meinung, dass man dazu im Moment noch keine Aussagen 
machen könne.115 
Auch 66,7% der Beistände halten die Nichtanhörung für einen 
Risikofaktor. Ein Viertel stimmte mit nein.116 
 
Frage 3.6. Halten Sie die Nichtanhörung des zuständigen Jugendamts im 
vereinfachten und beschleunigten Verfahren für einen Risikofaktor? 
Hier stimmten 58,62% der Familienrichter dafür, dass die Nichtanhörung 
des Jugendamts einen Risikofaktor darstelle. Die restlichen stimmten 
jeweils zur Hälfte mit „nein“ ab oder könnten noch nichts dazu sagen.117 
Die Hälfte der Beistände geht davon aus, dass die Nichtanhörung des 
Jugendamtes keinen Risikofaktor darstellt. 16,7% stimmten für „ja“ und 
33,3% können noch nichts dazu sagen.118 
 
Frage 3.7. Halten Sie die 6-Wochenfrist zur Stellungnahme der Mutter 
nach der Geburt des Kindes für ausreichend? 
Knapp über die Hälfte der teilnehmenden Familienrichter hielten die Frist 
für ausreichend. Jeweils 24% gaben „nicht ausreichend“ oder „kann noch 
nichts dazu sagen“ an.119 
                                                          
114 Vgl. Anlage 6 S. 85 f. 
115 Vgl. Anlage 5 S. 77. 
116 Vgl. Anlage 6 S. 86. 
117 Vgl. Anlage 5 S. 78. 
118 Vgl. Anlage 6 S. 86. 
119 Vgl. Anlage 5 S. 78. 




Mit 58,3% entschied sich mehr als Hälfte der Beistände für „nicht 
ausreichend“. 25% halten die Frist für „ausreichend“ und 16,7% können  
noch nichts dazu sagen.120 
 
Frage 3.8. Ist die Neuregelung eine endgültige Lösung oder nur ein 
Meilenstein auf dem Weg zur Gleichstellung mit verheirateten Eltern? 
59,26% der Richter gaben ihre Stimme für „weder noch“ ab. Für einen 
Meilenstein sprachen sich 37,04% aus.121 
Über die Hälfte der Beistände, 58,3%, stimmte für „weder noch“. Ein 
Viertel entschied sich für einen „Meilenstein“ und 16,7% für „endgültige 
Lösung“.122 
 
Frage 3.9. Wie bewerten Sie die neue Regelung? 
Mit 55,56% bewertete über die Hälfte der Familienrichter die neue 
Regelung mit befriedigend. Die Note sehr gut vergab niemand. Für 
ausreichend befanden die Regelung 18,52% und 25,93% benoteten mit 
mangelhaft.123 
50% der Beistände bewerten mit befriedigend und 41,7% mit ausreichend. 
8,3% gaben die Note sehr gut. Mit mangelhalft benotete keiner.124 
 
Frage 3.10. Welche möglichen Auswirkungen kann die neue Regelung auf 
die Familiengerichte bzw. das Landratsamt Ludwigsburg haben? 
Zehn Teilnehmer der Familiengerichte gehen davon aus, dass die 
Fallzahlen an den Familiengerichten ansteigen werden. Vier äußern 
weiter, dass dies zu einer vermehrten Geschäfts- und Kostenbelastung 
der Gerichte und Jugendämter führen werde. Zudem werde es viele 
Abänderungsverfahren geben. Die vereinfachte Erledigung stelle eine 
Verlockung für die vielbeschäftigten Familienrichter dar. Es werde 
schwierige Überzeugungsarbeit trotz der negativen Kindeswohlprüfung zu 
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leisten sein, denn die Väter seien der Meinung, dass das mit der 
gemeinsamen Sorge jetzt automatisch gehe. Streitige Verfahren zwischen 
zwei Fremden, wenn es beispielsweise nur einen einmaligen intimen 
Kontakt gab, dürften heftiger ausfallen, als dies bei Ehegatten der Fall ist, 
da diese auch sonst noch ein gemeinsames Umfeld hätten oder hatten. 125 
Jeweils sechs Beistände sehen die Notwendigkeit einer vermehrten 
Beratung und Beurkundung und eine Mehrarbeit für den Allgemeinen 
Sozialen Dienst (ASD) als mögliche Auswirkungen. Zwei erwarten eine 
Mehrarbeit für die Abteilung Beistandschaften und jeweils einer einen 
höheren Personalbedarf im Jugendamt und häufige Vorsprachen von 
Müttern, welche die Frist zum Widerspruch versäumt haben.126 
 
Frage 3.11. Bitte tragen Sie hier eigene Anmerkungen zum Gesetz zur 
Reform der elterlichen Sorge nicht miteinander verheirateter Eltern ein. 
Viele Familienrichter äußerten ihre Bedenken zur Neuregelung. Kritikpunkt 
ist hier vor allem das Verfahren. Das Verfahren wird als nicht haltbar oder 
völlig verfehlt bezeichnet und trägt den bewährten Verfahrensgrundsätzen 
in Sorgerechtsverfahren nicht Rechnung. Ein persönlicher Eindruck von 
den Beteiligten sei unerlässlich um die Entscheidung treffen zu können, 
die dem Kindeswohl am besten entspricht. Deshalb sei es sehr bedenklich 
auf die Anhörung der Eltern und des Jugendamtes zu verzichten. Wenn 
schon ein gemeinsames Sorgerecht eingerichtet werden soll, dann nur mit 
richtiger gerichtlicher Prüfung und nicht mit einer schriftlichen Beteiligung 
der Mutter. Diese dürfte oft überfordert sein.127 
Grundsätzlich wird die Möglichkeit für Väter eine gemeinsame elterliche 
Sorge zu erhalten - auch gegen den Willen der Mutter - von den 
Beiständen begrüßt. Dies könne für den Entwicklungsprozess des Kindes 
überaus positiv sein. Bei Müttern, die jedoch weiterhin Widerstand leisten, 
würde die Ausübung der gemeinsamen Sorge schwer bleiben und es 
werde weiter so sein, dass die Kinder unter den Streitereien leiden 
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werden. Eine Entscheidung ohne die Anhörung der Beteiligten zu treffen 
sei nicht glücklich. Eltern würden sich auch nach der gerichtlichen 
Übertragung streiten und dies diene nicht dem Kindeswohl. Wenn die 
Mutter in ihrer Stellungnahme die Einwendungen nicht schlüssig vortragen 
kann, könnte die gemeinsame Sorge übertragen werden, obwohl diese 
tatsächlich dem Kindeswohl widerspricht.128  
6.3.4. Bewertung und Zusammenführung der Ergebnisse  
Die gesetzliche Vermutung ist aus Sicht der Familienrichter und der 
Beistände die Änderung mit der größten Bedeutung, jedoch nicht die mit 
dem größten Risiko für das Kindeswohl. Wenn die gesetzliche Vermutung 
greift, bedeutet dies die Einschränkung des Amtsermittlungsgrundsatzes 
und das schriftliche Verfahren ohne Mitwirkung des Jugendamtes und 
ohne persönliche Anhörung der Eltern. Da genau diese Dinge bisher in 
Kindschaftssachen sehr hoch gehandelt wurden, ist es verständlich, dass 
diese Änderung aufgrund ihrer Folgen die größte Bedeutung hat. Von den 
Beiständen wird das größte 
Risiko für das Kindeswohl im 
Mindestmaß an Überein-
stimmung gesehen. Sie 
bekommen es in ihrer 
täglichen Arbeit mit, wie 
zerstritten Eltern oftmals sind. 
Wenn nun schon ein kleines 
Mindestmaß an Überein-
stimmung genügt, um die 
gemeinsame Sorge zu übertragen, haben viele Beistände Bedenken, ob 
die Ausübung des Sorgerechts im Alltag friedlich und zum Wohl des 
Kindes stattfinden kann oder ob stattdessen nur darüber gestritten wird. 
Die Mehrheit der Familienrichter sieht im vereinfachten Verfahren das 
größte Risiko für das Kindeswohl. Ihr Hauptkritikpunkt ist die Stellung-
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Abbildung 4: Voraussetzung mit dem größten 
Risiko für das Kindeswohl (die Ergebnisse der 
Familienrichter und der Beistände wurden addiert) 
Quelle: Eigene Darstellung, vgl. Anlage 7 S. 91 




nahme der Mutter. Gibt die Mutter keine Stellungnahme ab oder kann sie 
ihre Gründe nicht umfassend vorbringen, könne es mit dem vereinfachten 
Verfahren im schlechtesten Fall zu einem Ergebnis kommen, das dem 
Kindeswohl schadet.  
 
Einig sind sich die Familienrichter und die Beistände bei der Frage nach 
den Chancen der neuen Regelung. Alle stimmen zu, dass es eine Chance 
für den Vater sei, der bisher vom Sorgerecht ausgeschlossen wurde. 
Unbegründete Blockadehal-
tungen von Müttern könnten 
aufgelöst werden. Es erfolge 
ein Schritt in Richtung der 
Gleichstellung mit Ehe-gatten. 
Bei der Frage, ob die 
Nichtanhörung der Eltern im 
vereinfachten Verfahren ein 
Risiko darstelle, sind sich alle 
einig. Dies wird bejaht.  
 
Die Einführung der schriftlichen Stellungnahme der Mutter im neuen 
Gesetz wird vielfach kritisiert. Mütter könnten nach der Geburt emotional 
und intellektuell überfordert sein und öffnen womöglich die Post gar nicht. 
Auch die gesetzliche Vermutung knüpfe an ein Schweigen der Mutter an. 
Wird keine Stellungnahme abgegeben, wird vermutet, dass die Mutter 
keine Gründe habe, die gegen das Kindeswohl sprechen. Dies werde der 
Aufgabe der Gerichte, dem Kindeswohl in Kindschaftssachen bestmöglich 
Geltung zu verschaffen, nicht gerecht. Ein Schweigen sollte in diesem Fall 
ein Alarmsignal sein, die Situation, in die das Kind geboren wurde, näher 
zu überprüfen.129 Die Familienrichter halten die Nichtanhörung des 
Jugendamtes für einen Risikofaktor, die Beistände dagegen nicht. Für die 
Familienrichter sind die Stellungnahmen des Jugendamts, wo die Profis 
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Abbildung 5: Risikofaktor der Nichtanhörung der 
Eltern (die Ergebnisse der Familienrichter und der 
Beistände wurden addiert) 
Quelle: Eigene Darstellung, vgl. Anlage 7 S. 91 




sitzen, sicher eine große Hilfe, um den Fall besser einschätzen zu können. 
Oft kennen die Mitarbeiter des Jugendamtes die Eltern und das Kind 
schon vorher und können so wertvolle Hinweise liefern, die nun im 
vereinfachten Verfahren nicht bekannt werden. Widerspruch herrscht auch 
bei der Länge der Frist zur Stellungnahme. Die Beistände halten sie für zu 
kurz und die Familienrichter für ausreichend. Einigung besteht dafür bei 
der Frage, ob es sich bei der Neuregelung um eine endgültige Lösung 
oder einen Meilenstein auf dem Weg zur Gleichstellung mit verheirateten 
Eltern handelt. Beide Gruppen stimmten mehrheitlich für „weder noch“. 
Genau genommen beseitigt sie auch nicht die Ungleichbehandlung 
ehelich und nicht ehelich geborener Kinder. Das nicht ehelich geborene 
Kind hat grundsätzlich nur einen Verantwortlichen. Nur wenn der zweite 
sich positiv entscheidet und einen Antrag stellt und aktiv tätig wird, 
bekommt es einen zweiten zur Seite gestellt.130 Die Bewertung der neuen 
Regelung fällt deshalb 
geschlossen mäßig aus. Die 
Beistände vergaben die durch-
schnittliche Note 3,3 und die 
Familienrichter die Note 3,7. 
Grund dafür ist hauptsächlich 
das vereinfachte Verfahren, das 
als nicht haltbare Lösung be-
zeichnet wird und dem Kindes-
wohl nicht gerecht werde.  
 
Die möglichen Auswirkungen auf die Familiengerichte werden laut der 
Umfrage der Anstieg der Fallzahlen und die vermehrte Geschäfts- und 
Kostenbelastung sein. Eine Abfrage der Gerichte durch die Bundes-
regierung, wie viel Mehraufwand sie während der Übergangsregelung 
hatten, hat kein einheitliches Bild ergeben. Die Angaben reichten von 20% 
eines Richterpensums bis hin zu einem geringfügigen Zuwachs an 
                                                          










Abbildung 6: Bewertung der neuen Regelung 
(die Ergebnisse der Familienrichter und der 
Beistände wurden addiert) 
Quelle: Eigene Darstellung, vgl. Anlage 7 S. 92




Verfahren.131 Den geringen Zuwachs an Verfahren ergab auch der erste 
Teil der vorliegenden Umfrage (vgl. Frage 2.1.). Ein Mehraufwand ist 
ebenfalls bei den für die Ausstellung des Negativ-Attests zuständigen 
Jugendämtern am gewöhnlichen Aufenthaltsort der Mutter zu erwarten. 
Diese Bescheinigungen sind um den Zusatz zu erweitern, dass keine 
gerichtliche Entscheidung über die gemeinsame Sorge vorliegt. Dem 
Sorgeregister ist hinzuzufügen, dass aufgrund einer gerichtlichen 
Entscheidung die elterliche Sorge ganz oder zum Teil übertragen wurde. 
Die Bundesregierung geht von 13.000 Fällen pro Jahr aus. Für alle 
Jugendämter in der Bundesrepublik sieht die Regierung einmalige 
Umstellungskosten in Höhe von 6.000 Euro vor und einen jährlichen 
Mehraufwand von 60.000 Euro. Dies ergibt aufgeteilt auf die 600 Jugend-
ämter in Deutschland zusätzliche Bürokratiekosten in Höhe von 100 Euro 
pro Jugendamt pro Jahr.132 Die Beistände des Landratsamts Ludwigsburg 
sehen hier zusätzlich eine Mehrarbeit des ASD, da dieser, wenn das 
vereinfachte Verfahren nicht eintritt, eine Stellungnahme für das 
Jugendamt abgeben muss. Der ASD muss bei einer Beteiligung am 
Verfahren das Geburtsjugendamt über die Entscheidung unterrichten. Um 
sicherzustellen, dass dies funktioniert wurde der ASD vom Geschäftsteil 
Beistandschaften/Pflegschaften und Vormundschaften im Landratsamt 
Ludwigsburg ausführlich informiert. Die Beistände gehen außerdem von 
vermehrter Beratung aus. Denn gemäß § 18 II SGB VIII haben Mütter und 
Väter, die nicht verheiratet sind, einen Anspruch auf Beratung über die 
Abgabe einer Sorgeerklärung und die Möglichkeit der gerichtlichen 
Übertragung der gemeinsamen elterlichen Sorge. Außerdem werden mehr 
Beurkundungen erwartet, falls Mütter es sich vor einer 
Gerichtsentscheidung anders überlegen und doch eine Sorgeerklärung 
abgeben möchten.  
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7. Zusammenfassung und Ausblick 
Nach einer Wartezeit von drei Jahren nach der Feststellung der 
Verfassungswidrigkeit haben wir nun die neue gesetzliche Regelung zum 
Sorgerecht nicht miteinander verheirateter Eltern vorliegen. Letztendlich 
hat sich die Bundesregierung für die Antragslösung entschieden. 
Ausgestaltet wurde sie mit der Möglichkeit  
- eines vereinfachten Verfahrens,  
- einer gesetzlichen Vermutung, dass die gemeinsame Sorge dem 
Kindeswohl entspricht,  
- einem Mindestmaß an Übereinstimmung zwischen den Eltern und  
- einer negativen Kindeswohlprüfung.  
Schon während der Entstehung musste der Gesetzentwurf viel Kritik 
einstecken. Auch nach der Verabschiedung wird die Neuregelung eher 
negativ bewertet. Die Experten, die im Rechtsausschuss Stellungnahmen 
abgegeben haben, kritisierten hauptsächlich das vereinfachte Verfahren. 
Von den Familienrichtern wurde ähnliches im Rahmen der empirischen 
Untersuchung geäußert. Diesen Meinungen möchte ich mich anschließen, 
denn im Fall eines vereinfachten Verfahrens besteht ein großes Risiko für 
das Kindeswohl. Es ist ausreichend, dass eine Mutter die Frist zur 
Stellungnahme nicht einhält und schon hat auch ein Vater, der für die 
Erziehung und Betreuung des Kindes nicht geeignet ist, die Möglichkeit 
auf das gemeinsame Sorgerecht. Er bekommt es ohne eine weitere 
Kindeswohlprüfung. Das Instrument der schriftlichen Anhörung der Mutter, 
oft in der Phase direkt nach der Geburt, ist in solch wichtigen 
Kindschaftssachen nicht das richtige. Andererseits kann ein Vater, der 
sehr gut geeignet ist, nach neuem Recht das Sorgerecht zügig 
bekommen. Dennoch bleibt auch nach meiner Meinung immer ein Risiko 
in den Fällen, in denen durch Versäumnis, zum Beispiel wegen 
Zeitmangels oder aus Vergesslichkeit ein Vater das Sorgerecht 
übertragen bekommt, der eine Gefahr für das Kindeswohl sein könnte.  





Ein weiterer Mangel des neuen Gesetzes ist, dass nicht klar definiert ist, 
was für das Eintreten des Verfahrens nach § 155 II FamFG ausreichend 
ist. Hier wird zu Beginn jeder Familienrichter unterschiedlich entscheiden. 
Für die Zukunft ist dieses Gesetz jedoch eine sehr gute Chance für Väter, 
die bisher ohne kindeswohlrelevante Gründe nach dem Willen der Mutter 
vom Sorgerecht ausgeschlossen wurden. Sie können jetzt am Leben ihres 
Kindes beteiligt werden, indem sie wichtige Entscheidungen mit der Mutter 
zusammen treffen. Dabei ist zuvor eine weitere Hürde zu nehmen, 
nämlich das Mindestmaß an Übereinstimmung zwischen Vater und Mutter, 
welches die Beistände besonders hervorheben. Denn zu ihnen kommen 
täglich Eltern, die sehr zerstritten sind, und für die Beistände ist es daher 
schwer vorstellbar, ein Mindestmaß an Übereinstimmung herzustellen. 
Wenn alles problemlos wäre, hätten beide Elternteile schon eine 
gemeinsame Sorgeerklärung abgegeben. Die Familienrichter erwarten, 
dass es keine Antragsflut geben werde. Das bleibt aus meiner Sicht noch 
abzuwarten, aber da die Anzahl der Anträge während der 
Übergangsregelung gering war, wird sich das wohl bestätigen. Auf die 
Jugendämter wird in der Zukunft mehr Aufwand beim Allgemeinen 
Sozialen Dienst zukommen. Dieser muss Stellungnahmen abgeben, wenn 
das vereinfachte Verfahren nicht eintritt. Außerdem wird die Verwaltung 
des Sorgeregisters bei häufigeren gerichtlichen Entscheidungen, 
Sorgeerklärungen oder der Ausstellung von Negativ-Attesten mehr zu tun 
haben.  
 
Letztendlich hat das neue Gesetz positive aber auch negative Aspekte. 
Ich wünsche mir, dass alle Beteiligten, vor allem die Familienrichter die 
richtigen Entscheidungen treffen. Wenn der kleinste Anhaltspunkt für eine 
Gefahr des Kindeswohls vorhanden ist, muss in das Hauptverfahren 
übergetreten und es müssen die Beteiligten persönlich angehört werden. 
Ich hoffe, dass alle Mütter, die kindeswohlrelevante Gründe vorbringen 
können, dies rechtzeitig und umfassend tun werden.133 
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Anlage 1:  Anschreiben an die Amtsgerichte mit Familiengerichten in 
Baden-Württemberg 
 
                                                              
Sehr geehrte Damen und Herren Direktoren,  
 
mein Name ist Anika Wenger. Ich bin Studentin des Studiengangs „Public 
Management“ (Innenverwaltung im gehobenen Dienst) an der Hochschule 
für öffentliche Verwaltung und Finanzen Ludwigsburg. Im Moment 
absolviere ich einen Teil der Praxisphase im Jugendamt des Landratsamts 
Ludwigsburg und verfasse zeitgleich meine Bachelorarbeit mit dem Titel 
„Die Reform des gemeinsamen Sorgerechts nicht miteinander 
verheirateter Eltern“. Das Gesetz zur Reform trat am 19. Mai 2013 in Kraft. 
 
Anlässlich der Mithilfe bei meiner Bachelorarbeit bitte ich Sie um 
Weiterleitung dieser E-Mail an die Leitung der Familienabteilung 
Ihres Amtsgerichts mit der Bitte um Teilnahme an der angegebenen 
Umfrage. 
 
Die Fragen drehen sich rund um die Übergangsregelung nach dem 
Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 21. Juli 1010 und um die 
neue gesetzliche Regelung des § 1626a BGB. Um zur Umfrage zu 
gelangen, folgen Sie bitte diesem Link http://onlinebefragungen.hs-
ludwigsburg.de/evasys/online/ 
 
Die Losung lautet: 462013 
 
Mein Ziel ist es herauszufinden, wie die Übergangsregelung von 
unverheirateten Eltern in Baden-Württemberg angenommen wurde und 
wie Sie als Experten aus der Praxis, die Übergangsregelung und die neue 
Regelung bewerten. Dies ist auch sehr wertvoll für die vielen 
Jugendämter, die es nicht mitbekommen, wenn Väter die Übertragung der 
gemeinsamen elterlichen Sorge am Familiengericht beantragen. Um einen 
möglichst großen Rücklauf zu haben, wurde dieser Fragebogen an alle 
Amtsgerichte mit Familiengerichten in Baden-Württemberg versendet. 
 
Die Beantwortung des Onlinefragebogens dauert ca. 15 Minuten. Ich 
würde mich sehr freuen wenn Sie sich diese Zeit nehmen könnten. Die 
Anonymität Ihrer Angaben versichere ich Ihnen. Falls Sie Interesse an den 





Auswertung gerne per E-Mail zu. Geben Sie mir einfach per E-Mail 
Bescheid. 
 
Ich bitte um Teilnahme bis spätestens 21. Juni 2013! 
 
Für Ihr Bemühen bedanke ich mich schon im Voraus. 
 
 























Anlage 2: Anschreiben an die Beistände des Landratsamts 
Ludwigsburg 
 
Hallo liebe Kollegen und Kolleginnen, 
 
wie ich eben nach meinem Vortrag in der Mitarbeiterbesprechung über 
„Die Reform des gemeinsamen Sorgerechts nicht miteinander 
verheirateter Eltern“ schon angekündigt habe, möchte ich gerne eine 
kurze Umfrage bei den Beiständen durchführen. Die Umfrage ist eine 
Onlineumfrage und besteht aus 11 Fragen. Sie dauert ca. 10 Minuten. 
Über einen großen Rücklauf würde ich mich freuen, da dieser zur Qualität 
meiner Bachelorarbeit beiträgt.  
 
Die Umfrage finden Sie unter folgendem Link: http://onlinebefragungen.hs-
ludwigsburg.de/evasys/online 
 
Die Losung lautet: 562013 
 
Ich bitte um Teilnahme bis spätestens 21. Juni! 
 















































Anlage 5: Auswertung der Fragebögen der Familienrichter 
 
 
1. Persönliche Angaben 
 
1.1) Sie sind  
 
 
1.2) Welchem Landkreis ist das Familiengericht, in dem Sie tätig sind, 
zugeordnet? 
• Landkreis Ludwigsburg (4 Nennungen) 
• Landkreis Rems-Murr (2 Nennungen) 
• Landkreis Esslingen 
• Landkreis Ravensburg (2 Nennungen) 
• Landkreis Rottweil 
• Landkreis Zollern-Alb 
• Landkreis Rhein-Neckar 
• Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald 
• Landkreis Karlsruhe 
• Landkreis Reutlingen 
• Landkreis Lörrach 
• Landkreis Bodensee 
• Landkreis Göppingen 
• Landkreis Schwäbisch Hall (2 Nennungen) 
• Landkreis Ostalb 
• Landkreis Esslingen 
• Landkreis Waldshut 
• Stadtkreis Stuttgart 
• Landkreis Sigmaringen 
• Landkreis Ortenau 
















1.3) Wie lange üben Sie Ihre Tätigkeit schon aus? 
 
 
2. Fragen zur Übergangsregelung seit dem Beschluss des BVerfG  
vom 21.07.2010 
 
2.1) Wie viele Anträge auf Übertragung der gemeinsamen oder 
alleinigen elterlichen Sorge wurden seit Juli 2010 bis heute von nicht 
miteinander verheirateten Eltern insgesamt an Ihrem Familiengericht 
gestellt? 
• Nicht ermittelbar, da keine statistische Erhebung. Daher 2.2 bis 2.9. 
keine Antwort. 
• ca. 10 
• ca. 15 
• in meinem Referat: unter 5 
• 5 
• ca. 7 
• ca. 50 
• 12 
• maximal 5 bei 50%-Referat (geschätzt)  
• geschätzt 30 
• unbekannt 
• nicht bekannt  Größenordnung 10m bis max. 20 
• geschätzt 100 
• ca. 10 
• eigenes Referat: 3 (wird nicht gesondert erfasst)  3 im eigenen Referat 
• unbekannt, im letzten Jahr 1 Antrag 
• ca. 20 
• 15 
• statistisch nicht erfasst, weniger als 50 
• 5 
• 5 
• wird hier nicht gesondert erfasst; in unserem Senat 4 – 5 
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2.2) Wenn die Mutter gegen den Antrag auf Übertragung der 
gemeinsamen elterlichen Sorge Widerspruch eingelegt hat, was 
waren ihre häufigsten Gründe? 
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2.5) Zu welchem Prozentsatz leben die Väter mit Müttern und Kindern 
zusammen oder haben über längere Zeit (mindestens ein Jahr) mit 
der Mutter zusammengelebt? 
 
 
2.6) In wie vielen Fällen wurde dem nicht verheirateten Antragsteller 
das gemeinsame oder alleinige Sorgerecht übertragen? 
• ca. 2 
• ca. 8  
• weiß nicht (Tendenz negativ), 1 Verfahren läuft  
• 1 
• 5 
• ca. 5 
• 10 
• 3 (geschätzt) 
• 15 
• deutlich unter 50 % 
• 3 
•  im oben genannten Fall: die gemeinsame Sorge  
• ca. 10 
• 2 




• In einem Fall (in meinem Referat) 
 
2.7) Wenn ein Antrag auf Übertragung der gemeinsamen elterlichen 
Sorge abgelehnt wurde, was war die häufigste 
Beschlussbegründung? 
- Ablehnung in der Regel, da gemeinsame Sorge aufgrund tief 
greifender Konflikte der Kindeseltern und daraus resultierender 
Unfähigkeit, zum Wohle des Kindes Absprachen miteinander zu 
treffen, dem Kindeswohl nicht entsprochen hätte. 
- Ablehnung praktisch nicht erfolgt, sondern im Streitfall Aussetzung 


















- Fehlende Kommunikation der Eltern und Mangel am Interesse des 
Vaters, welcher oft nur eine rechtliche Position möchte, ohne auch 
an den Inhalten des Sorgerechts interessiert zu sein. Oft auch 
Gewalt in der Vergangenheit, welche ein künftiges Kooperieren 
nichtmöglich macht. 
- Fehlende Kommunikationsfähigkeit der Elternteile 
untereinander/grundlegende Zerwürfnisse 
- Gemeinsames Sorgerecht entsprach nicht dem Kindeswohl. 
- Keine Kooperationsfähigkeit 
- Kindeswohl, Verweis auf hohe Abänderungshürden des § 1696 
BGB in bisheriger Fassung 
- Kindeswohlgründe 
- Mangelnde Kooperationsfähigkeit und -willigkeit. 
- Person des Vaters; fehlende Kooperationsebene 
- berechtigte mangelnde Kooperationsbereitschaft der Kindesmutter 
- die fehlende Kooperationsbereitschaft 
- fehlende Kommunikation 
- fehlende Kommunikation und somit Kooperation zwischen den 
Eltern 
- fehlende Kooperationsfähigkeit 
- fehlende Kooperationsfähigkeit/-bereitschaft 
- mangelnde Kommunikation(sfähigkeit) im Interesse und zum Wohl 
des Kindes 
- mangelnde Kommunikationsfähigkeit der Beteiligten in 
Angelegenheiten der Kinder 
- mangelnde Kooperationsfähigkeit, fehlende gemeinsame 
Grundlagen 
- persönliche Probleme des Vaters (Gewalttätigkeit, Alkohol) 
gefährden Kindeswohl 
- Meistens war die Begründung, dass angesichts der großen 
Spannungen zwischen den Eltern und der mangelnden Fähigkeit, 
miteinander zu kommunizieren und zu kooperieren, nicht zu 
erwarten ist, dass es den Eltern zukünftig gelingen wird, am 
Kindeswohl orientierte einverständliche Entscheidungen für ihr Kind 
zu treffen. Die vielmehr zu erwartenden ständigen Streitigkeiten 




















2.9) Formulieren Sie hier bitte eigene Erfahrungen zur 
Übergangsregelung aus der Praxis. 
- Die vom BVerfGE vorgegebene und durch die das neue Gesetz 
abgelöste Übergangslösung orientierte sich am bisherigen 
Verfahrensrecht (also: Termin mit Eltern, JA, Verfahrensbeistand, 
Kindsanhörung) und war praktikabel. Das Hauptproblem bei den in 
Rede stehenden Fällen liegt in der zu treffenden 
Prognoseentscheidung: Das Gericht muss - auch bei sehr kleinen 
Kindern - absehen, ob die gemeinsame Sorge funktionieren wird 
oder nicht. 
- Es hat sich ein Gleichlauf zwischen verheirateten und nicht 
verheirateten Eltern entwickelt. Der Vater wurde an der elterlichen 
Sorge beteiligt, wenn im Falle des § 1671 Abs. 2 Nr. 2 FamFG die 
gemeinsame Sorge bestehen geblieben wäre. Wäre die Alleinsorge 
angeordnet worden, war auch der Sorgerechtsantrag des nicht 
ehelichen Vaters zurückzuweisen. Am OLG kamen mit einer 
Ausnahme nur Fälle an, in denen Väter aussichtslose Anträge 
gestellt haben. 
- Es sind i.d.R. Fälle, bei denen der Umgang nicht klappt. Väter 
beantragen dann Sorgerecht, obwohl sie in erster Linie Umgang 
erreichen wollen. 
- Für dieses schwierige Rechtsgebiet hat sich die 
Übergangsregelung als ganz praktikabel erwiesen. 
- Im Hinblick auf die lange angekündigte Neuregelung wurde die 
Mehrheit der Verfahren im letzten Jahr vor Mai 2013 tatsächlich 
nicht entschieden. In vielen Fällen stand auch eine unbefriedigende 
Umgangssituation im Vordergrund. 
- Maßstab des "Kindeswohls" ist auch bei anderen 
Kindschaftssachen relevant. Deshalb hat die Entscheidung des 
BVerfGs keine neuen Anforderungen an die Gerichte gestellt. 
- Unproblematisch, da in jedem Fall Entscheidung aufgrund einer 















- Wie unter 2.7 benannt: im Streitfall sind die Voraussetzungen für 
die gemeinsame Sorge nach der Novelle niedriger, daher zogen die 
meisten Antragsteller die Aussetzung vor 
- Zum Teil (genaue Zahlen anzugeben, ist mir nicht möglich, da ich 
nicht "Buch geführt" habe und aus dem EDV-System diese Fälle 
nicht "herauszulesen sind"!) war es eindeutig, dass das 
gemeinsame Sorgerecht dem Kindeswohl entspricht, so dass z. B. 
auf entsprechenden Hinweis die Kindesmutter doch noch einer 
Sorgeerklärung beim Landratsamt zugestimmt hat und das 
gerichtliche Verfahren damit erledigt werden konnte. Oder das 
gemeinsame Sorgerecht entsprach relativ eindeutig eben nicht dem 
Kindeswohl. 
- die Erfahrungen sind noch zu gering, das Gesetz wirkt ja erst seit 
19. Mai 2013. Was aber einhellig sehr negativ gesehen wird, ist die 
beschleunigte Verfahrensweise (im Grundsatz) ohne persönliche 
Anhörung 
- liegt bislang noch nicht vor 
- nur 1 fall im Referat, daher nicht repräsentativ 
- sehr ungenaue Vorgabe, die zu entsprechenden Unsicherheiten bei 
der Rechtsanwendung führt 
- unentschlossene Väter, welche bislang aus Bequemlichkeit nichts 
veranlasst hatten in puncto Sorgerecht, wurden durch die Presse 
informiert, dass es durch Entscheidung des BVerfG leichter ist, an 
die gemeinsame SO zu kommen, haben Anträge gestellt. Diese 
waren oft auch erfolgreich, da es keinen Grund gab, welcher gegen 
das gemeins. SO sprach. Problematischer waren die Fälle, in 
denen Väter Anträge stellten, um die Mutter z.B. im Umgangsrecht 
zu disziplinieren oder um sie zu ärgern. 
- In den meisten von mir zu entscheidenden Fällen bin ich trotzdem 
nicht zu dem Ergebnis gekommen, dass ein gemeinsames 
Sorgerecht dem Kindeswohl entspricht, und zwar aus den unter 
Ziff. 2.7 genannten Gründen. Es war einfach keine Basis für die 
Ausübung eines gemeinsamen Sorgerechts erkennbar. In einem 
Fall konnte ich dank der Übergangsregelung allerdings ohne 
Zustimmung der Mutter ein gemeinsames Sorgerecht anordnen. 
















3. Fragen zum Gesetz der Reform des Sorgerechts nicht miteinander 
verheirateter Eltern (gültig ab 19.05.2013) 
 
3.1) Welche Änderung im Verfahren hat die größte Bedeutung? 
 
 
3.2) In welcher Voraussetzung zur Übertragung der gemeinsamen 
elterlichen Sorge sehen Sie das größte Risiko für das Kindeswohl? 
 
 











Zu vereinfachtes Verfahren 
 
- Viele Mütter werden nach der Geburt des Kindes als 
Alleinerziehende ganz andere Probleme haben, als sich im 
gerichtlichen Verfahren innerhalb einer voraussichtlich kurzen Frist 
schriftlich zu äußern und mit ihrem Ex-Partner auseinander zu 

























Bequemlichkeit werden einige Mütter nichts unternehmen und so 
den Weg für eine einfache Entscheidung frei machen, auch wenn 
gar nicht klar ist, ob der Vater für das SO geeignet ist, wg. 
fehlender STN des JA 
- Stimmen die Eltern nicht überein, so sind sie nach meiner 
Auffassung - und auch dem sonstigen Verfahrensrecht - persönlich 
anzuhören, genauso wie die Kinder. Das ist ein geradezu eherner 
Grundsatz und dient unmittelbar der Überzeugungsbildung des 
Richters/der Richterin, ist zudem verfassungsrechtlich begründet 
- Die vom BVerfGE vorgegebene und durch die das neue Gesetz 
abgelöste Übergangslösung orientierte sich am bisherigen 
Verfahrensrecht (also: Termin mit Eltern, JA, Verfahrensbeistand, 
Kindsanhörung) und war praktikabel. Das Hauptproblem bei den in 
Rede stehenden Fällen liegt in der zu treffenden 
Prognoseentscheidung: Das Gericht muss - auch bei sehr kleinen 
Kindern - absehen, ob die gemeinsame Sorge funktionieren wird 
oder nicht. 
- Entscheidungen  ohne persönliche Anhörung der Beteiligten  
sollten  die Ausnahme sein, die Chance auf die Beteiligten im Sinne 
einer Einigung hinzuwirken ist nicht möglich 
- Aufgrund des vereinfachten Verfahrens besteht die Gefahr, dass 
durchaus kindeswohlrelevante Faktoren nicht mit in die 
Entscheidung einbezogen werden (insbesondere wenn die Mutter 
nicht in der Lage ist, ihre Bedenken fundiert schriftlich darzulegen). 
- anwaltlich nicht vertretene Elternteile verstehen mitunter die 
Relevanz einer Stellungnahme nicht. Wird dann im Wege des 
schriftlichen Verfahrens entschieden, können sich Folgeverfahren 
auf das 'Rückgängigmachen' der Entscheidung anschließen 
- Fraglich, ob die Beteiligten ihre Gründe rechtzeitig/ umfassend 
vorbringen 
- Angesichts der zu hohen Belastung der Familiengerichte ist zu 
befürchten, dass häufig das vereinfachte Verfahren auch auf Fälle 
angewandt wird, die einer intensiven Betrachtung bedürften.  
 
 
Zu gesetzliche Vermutung 
 
- nicht selten wird es bei einer Übertragung der Sorge auch auf den 
anderen Teil (meist Vater) gegen dessen ausdrücklichen Willen in 
der Folge zu wiederholten Streitigkeiten über die gemeinsame 
Ausübung der Sorge kommen. 
- bei mangelhafter oder lückenhafter Mitwirkung der Beteiligten kann 
es so zu ungewollten Ergebnissen kommen 
- Die Änderung der elterlichen Sorge und somit die Übertragung 
auch auf den Vater erfordert m.E. eine positive Kindeswohlprüfung 
- Übertragung erst dann, und zwar nach mündlicher Anhörung der 
Mutter und des Jugendamtes (!), wenn sie dem Kindeswohl dient.  





- Da meine Ermittlungen in den von mir zu bearbeitenden Fällen 
ganz überwiegend ergaben, dass wegen der großen Zerstrittenheit 
der Eltern, wegen dem fehlenden gegenseitigen Vertrauen und weil 
oft auch der nicht betreuende Elternteil schon lange keinen Kontakt 
zum Kind mehr gehabt hatte, ein gemeinsames Sorgerecht nicht 
dem Kindeswohl entsprechen würde, sehe ich die gesetzliche 
Vermutung mit Sorge. 
 
 
Zu Mindestmaß an Übereinstimmung der Eltern 
 
- Wenn Eltern sich nicht wenigstens in diesem einen Punkt darauf 
einigen können, ob sie gemeinsam agieren wollen oder nicht, wird 
es auch für die zukünftigen Entscheidungen schwierig. Solche 
Eltern haben dann nicht das Wohl des Kindes im Blick sondern die 
Chance, dem anderen noch eins auszuwischen. Das Kindeswohl ist 
ihnen dabei egal. 
- Hier bestehen immer Schwierigkeiten, dieses Mindestmaß 
tatsächlich festzustellen, da oftmals über längere Zeit kaum Kontakt 
und aufgrund der bestehenden Alleinsorge keine Veranlassung der 
Mutter den Vater in Entscheidungen einzubinden 
- Wenn die Eltern nicht zusammen bleiben, zeigt dies, dass sie sich 
in vielen Fragen nicht einig sind und auch nicht einsehen, dass sie 
zum Wohl des Kindes kooperieren müssen. 




das größte Risiko besteht in der fehlenden Beteiligung des 
Jugendamtes in Fällen, in welchen die Mutter sich nicht äußert, was 
bei gesellschaftlichen Randgruppen häufig ist - hier ist nach der 
Novelle die gemeinsame Sorge zu beschließen, weil Anhaltspunkte 
für eine Kindeswohlwidrigkeit nicht entstehen. 
 
 
3.4) Worin sehen Sie Chancen des neuen Gesetzes? 
- Dass sich die Erkenntnis durchsetzt, dass auch ein nicht eheliches 
Kind Vater und Mutter hat, die beide in Verantwortung stehen.  
- Die Bedeutung beider Elternteile, ob verheiratet oder nicht, für die 
Entwicklung des Kindes wird klargestellt. 
- Gerichtliche Auseinandersetzungen werden zurückgehen, da 
Mütter sich in Zweifelsfällen zunächst der gemeinsamen elterlichen 
Sorge angesichts der eigenen Darlegungslast nicht mehr 
widersetzen werden. 
- Gleichbehandlung einer mittlerweile erheblichen Minderheit von 
Eltern (Vätern), nämlich den unehelichen mit den ehelichen.  
- Frage 3.5 ist falsch gestellt: die Eltern sind immer anzuhören, nur 





Rechtslage und das ist noch nicht abgeschlossen. Ob sich für die 
Kinder etwas verbessert oder nur eine neue Spielwiese für 
gekränkte Eitelkeiten aufgemacht wurde, muss die Zukunft zeigen. 
Ich bin mir aber ziemlich sicher, dass es relativ wenige Anträge 
geben wird, also keine große Chance für das Gesetz. 
- In der Umsetzung der Vorgaben des BVerfGE zur auch einseitigen 
Durchsetzung der gemeinsamen Sorge durch einen Elternteil. 
Dafür hätte es aber keines neuen Verfahrens bedurft. 
- Sinnlose Blockadehaltungen der Mütter können überwunden 
werden  
- Stärkung der Position des leiblichen Vaters und damit letztlich auch 
der Rechte des Kindes. 
- Vielleicht bringt es die Eltern doch dazu, sich über Kindesbelange 
zu verständigen? 
- Väter können nicht mehr "einfach so" aus dem Leben der Kinder 
ausgeblendet werden. Das wird aber eher in denjenigen Fällen von 
Relevanz sein, in welchen Verantwortung für die Kinder getragen 
wurde oder getragen worden wäre - nicht unbedingt im Falle 
"zufälliger Zeugung." 
- gemeinsame elterliche Sorge auf schnelle Art und Weise 
herzustellen. 
- in der Praxis wird sich m.E. wenig ändern 
- kann jetzt noch nicht beantwortet werden. 
- mögliche Blockadehaltung der Mutter kann ggfs. aufgebrochen 
werden, allerdings dürfte eine solche in der Praxis schwer 
feststellbar sein, mögliche Antragsflut 
- nicht eheliche Väter kommen schneller und einfacher zu ihrem 
Recht 
- wird erst noch die Praxis zeigen müssen 
- Vielleicht sind die betreuenden Elternteile in den Fällen, in denen 
keine sachlichen Gründe für die Verweigerung der gemeinsamen 
elterlichen Sorge vorliegen, eher bereit, ihre Zustimmung zu einem 
gemeinsamen Sorgerecht zu geben, so dass das neue Gesetz in 
diesen Fällen Rechtsstreite vermeiden hilft.  
 
3.5) Halten Sie die Nichtanhörung der Eltern im vereinfachten und 
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3.6) Halten Sie die Nichtanhörung des zuständigen Jugendamts im 
vereinfachten und beschleunigten Verfahren für einen Risikofaktor? 
 
 
3.7) Halten Sie die 6-Wochenfrist zur Stellungnahme der Mutter nach 
der Geburt des Kindes für ausreichend? 
 
 
3.8) Ist die Neuregelung eine endgültige Lösung oder nur ein 
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3.9) Wie bewerten Sie die neue Regelung? 
 
 
3.10) Welche möglichen Auswirkungen kann die neue Regelung auf 
die Familiengericht haben? 
- Abänderungsverfahren sind vorprogrammiert; sie werden 
Belastungen für die Kinder und die Mütter mit sich bringen, aber 
auch vermehrte Geschäfts- und Kostenbelastung für Gerichte und 
Jugendämter, dies allerdings ohne positiven Effekt. 
- Anstieg der Fallzahlen 
- Es werden mehr Verfahren eingehen, die zu einer weiteren 
Belastung der Familiengerichte führen. 
- Es werden viele zusätzliche Verfahren kommen. 
- Höherer Geschäftsanfall durch missbräuchliche und nicht 
aussichtsreiche Anträge. 
- Mehr Arbeit ohne dass es den Kindern nützt. Nach fast 30 Jahren 
Tätigkeit als Familienrichter habe ich keine sehr hohe Meinung von 
Eltern, die sich vor Gericht streiten. Die behaupten immer nur, es 
gehe ihnen um das Wohl der Kinder, in Wirklichkeit geht es ihnen 
nur darum, den jeweils anderen zu treffen und zu schikanieren und 
das auf dem Rücken der Kinder. 
- Mehrarbeit, schwierige Überzeugungsarbeit trotz negativer 
Kindeswohlsprüfung: die Väter meinen oft, jetzt gehe das mit dem 
gemeinsamen Sorgerecht automatisch. 
- Viele Väter könnten aus Prinzip einen Antrag stellen, auch wenn 
kein ernstes Interesse da ist. Im Übrigen dürften streitige Verfahren 
zwischen 2 völlig Fremden ( z.B. bei einmaligen intimen Kontakten) 
oft heftiger ausfallen als dies bei Ehegatten der Fall ist, da diese 
auch sonst noch ein gemeinsames Umfeld haben/hatten. 
- Wie bereits erwähnt wird die Möglichkeit der vereinfachten 
Erledigung eine große Verlockung darstellen, der sicher nicht alle 
Kollegen/Kolleginnen widerstehen können. Wesentliche 
Auswirkungen sehe ich allerdings nicht. 
- Zunahme der Verfahren 
- angesichts der geringen Antragszahl nach der BVerfG 
Entscheidung bis zur Novelle ist keine erhebliche Antrags"flut" zu 
erwarten  














- da Praxiserfahrung noch fehlt, kann nur als Prognose angenommen 
werden, dass eine Vielzahl von Fällen, bei denen die Mutter bisher 
widersprochen hat, nunmehr zur Entscheidung kommen. Dies 
dürften rglm schwierige Konstellationen sein. 
- es könnten sich mehr nicht Sorgeberechtigte berufen fühlen, einen 
Antrag zu stellen 
- mögliche Antragsflut mit u.U. nicht kindbezogenen Gründen (z. B. 
Bleiberecht für Ausländer) 
- viel mehr Anträge 
- zusätzliche Verfahren 
- Die Anzahl der Fälle, in denen bei nicht miteinander verheirateten 
Elternteilen der nicht betreuende Elternteil das gemeinsame 
Sorgerecht beantragt, werden durch die Erleichterungen  im 
Verfahren sicherlich ansteigen, wie stark, wird sich zeigen. 
 
 
3.11) Bitte tragen Sie hier eigene Anmerkungen zum Gesetz zur 
Reform der elterlichen Sorge nicht miteinander verheirateter Eltern 
ein. 
- Das Gesetz ist materiell-rechtlich gelungen. Insbesondere halte ich 
die Antragslösung (im Gegensatz zur zuvor ebenfalls diskutierten 
Widerspruchslösung) für sachgerechter, da diese in der Realität 
eine deutlich höhere Belastung der Familiengerichte nach sich 
gezogen hätte. Nach meinen Erfahrungen wird und muss es aus 
Gründen des Kindeswohls in der überwiegenden Mehrzahl der 
Fälle, in denen keine Sorgeerklärung abgegeben wird, auch im 
gerichtlichen Verfahren bei der Alleinsorge der Mutter bleiben. All 
diese Fälle wären bei der Widerspruchslösung zu Gericht 
gekommen, während bei der Antragslösung die meisten dieser 
Väter ein gerichtliches Verfahren nicht in Gang bringen werden. 
Verfahrensrechtlich ist die Lösung nicht haltbar 
- Die Gründe, die die Kindeseltern bislang daran gehindert habe, die 
gemeinsame elterliche Sorge zu erklären, werden von Gesetzes 
wegen zunächst ignoriert. Damit sind sie allerdings noch nicht aus 
der Welt geschafft.  
- Eine rein momentane Boykotthaltung der Mutter ohne jedweden 
Hintergrund ist sehr selten, aber selbst diese muß in einer 
mündlichen Verhandlung erörtert werden. 
- Die gemeinsame Sorge sollte von Gesetzeswegen mit der 
Geburt/Feststellung der Abstammung eintreten. 
- Die Vertretung des Kindes durch den tatsächliche sorgenden 
Elternteil in den Geschäften des täglichen Lebens sollte präzisiert 
werden: Banken und Behörden neigen dazu, die Alleinvertretung zu 
unterlaufen, indem das "Geschäft" mit ihnen als wichtig und 
unumkehrbar angenommen wird. (Keine Kontoeröffnung ohne zwei 
Unterschriften). Erfahrungsgemäß entsteht Streit zwischen den 





Entscheidungen für das Kind, entsprechend sperren sich Eltern 
(Mütter) häufig gerade deshalb gegen die gemeinsame Sorge. 
- Die Übergangsregelung war eine gute Regelung, um allen 
Belangen und Fallgestaltungen Rechnung zu tragen. 
- Bisher liegt mir noch kein Antrag nach neuem Recht vor. 
- Eine Entlastung der Gerichte wird - entgegen den 
gesetzgeberischen Vorstellungen - nicht eintreten. 
- S. zunächst 3.10, ferner: Wenn der andere Teil nicht fristgemäß 
widerspricht, wird er in aller Regel ohnehin einverstanden sein. 
Dann könnte wie bisher vorgegangen werden. 
- Ich werde pflichtgemäß das Gesetz anwenden, Begeisterung 
kommt dabei nicht auf. 
- M.E. ist aus den oben geschilderten Gründen die Zielgruppe nicht 
vergleichbar mit Ehegatten. Wenn schon ein gemeinsames SO sein 
soll, dann mit richtiger gerichtlicher Prüfung und nicht mit einer 
schriftlichen Beteiligung der Mutter, da diese, wie dargestellt, oft 
überfordert sein dürfte. Wäre nämlich im Verhältnis der 
Kindeseltern untereinander alles prima, dann würden sie freiwillig 
die gemeinsame SO wählen. Außerdem hätte die Beteiligung und 
Beratung durch das Jugendamt zwingend in das Gesetz gehört, 
denn dort sitzen die Profis, die dem Gericht wichtige Hinweise 
geben können. 
- Siehe oben. Die Vorschrift des § 155 a FamFG ist m.E. völlig 
verfehlt. Eines vereinfachten Verfahrens hätte es im Hinblick auf 
den Beschleunigungsgrundsatz nicht bedurft. Eine Anhörung halte 
ich für zwingend aufgrund der weit reichenden Folgen der 
Sorgeentscheidung. Auch ist das Verfahren nur auf den ersten 
Blick "vereinfacht" und verlängert sich durch die Stellungnahmefrist 
ggf. sogar. Der Gesetzgeber hat in § 155 a FamFG auch nicht 
gesehen, dass die Vorschrift des § 159 FamFG weiter gilt: Wenn 
das Kind über 3 Jahre alt ist, ist es also anzuhören - die Eltern aber 
nicht - dies macht keinen Sinn, zumal ein Elternteil das Kind zum 
Gericht bringen wird! Viele Eltern fühlen sich auch mit der 
schriftlichen Stellungnahme überfordert. 
- Unter den Vorgaben des BVerfG die beste Lösung. 
- War trotz bestehender Bedenken dringend erforderlich. 
- ich hätte für eine Widerspruchslösung plädiert (obwohl politisch 
derzeit nicht durchsetzbar): gemeinsame Sorge - bis zum 
Widerspruch eines Elternteils. (Bereits) die durch das Gesetz 
ausgelöste Erwartungshaltung der seither von gemeinsamer 
Sorgeausübung ausgeschlossener Väter ist problematisch. Das 
vereinfachte Verfahren trägt den bewährten Verfahrensgrundsätzen 
in Sorgerechtsverfahren nicht Rechnung. Die Änderung von § 1696 
BGB ist in Ordnung, wie und ob sich die Übergangsfrist bewährt, 
muss noch gesehen werden. In "Altfällen" wird es wohl tatsächlich 
zumeist auf das Kindeswohl ankommen. Ob das - gerade in diesen 
Fällen - unbedingt eine negative Kindeswohlprüfung sein musste, 





- noch zu wenig Erfahrung, um etwas aussagen zu können. 
- Da ich aus meiner langjährigen familienrichterlichen Praxis die 
Erfahrung gewonnen habe, dass gerade in Kindschaftssachen ein 
persönlicher Eindruck von den Beteiligten unerlässlich ist, um die 
Entscheidung treffen zu können, die dem Kindeswohl am besten 
entspricht, halte ich den regelmäßigen Wegfall des 
Anhörungserfordernisses für fragwürdig. Auch ist das Jugendamt 
häufig über die Vorgeschichte der Eltern informiert und kann daher 
wertvolle Informationen für das Familiengericht beisteuern. Auf 
diese zu verzichten, halte ich ebenfalls für bedenklich. Die neue 
Regelung wird dazu führen, dass lange Schriftsätze mit heftigen 
gegenseitigen Vorwürfen ausgetauscht werden, was bisher durch 









Anlage 6: Auswertung der Fragebögen der Beistände  
 
1. Fragen zum Gesetz der Reform des Sorgerechts nicht miteinander 
verheirateter Eltern (gültig ab 19.05.2013) 
 
1.1) Welche Änderung im Verfahren hat die größte Bedeutung? 
 
 
1.2) In welcher Voraussetzung zur Übertragung der gemeinsamen 
elterlichen Sorge sehen Sie das größte Risiko für das Kindeswohl? 
 
 




- Mehr Möglichkeit zu Streit 
 
 
Zu negative Kindeswohlprüfung 
- Es steht zu befürchten, dass einige Väter allein aus dem Grund die 
gemeinsame Sorge beantragen werden, um der Mutter Steine in 
den Weg zu legen, insbesondere im Hinblick auf die in vielen 
Angelegenheiten dann erforderliche Unterschrift des Vaters, z.B. 
bei der Beantragung eines Ausweises für das Kind, bei der 
Regelung von Bankangelegenheiten für das Kind, etc. Die Mutter 
muss dann die negativen Auswirkungen einer gemeinsamen Sorge 
























Zu vereinfachtes Verfahren 
- Weil hierbei das Kindeswohl nur unzureichend und nur dann 
geprüft wird, wenn die Mutter Einwände erhebt. Dies überfordert 
manche Mutter v.a. in der ungewohnten Stresssituation in den 
ersten Wochen nach der Geburt. Die 6-wöchige Frist ist m.E. zu 
kurz. 
- Der Antrag wird ja nur gestellt, wenn sich die Eltern uneins sind. 
Väter haben zunächst die Absicht, sich voll einbringen zu wollen, 
was bei den Kindern Hoffnung weckt. Vernachlässigt der Vater im 
Laufe der Zeit sein Engagement, trifft dies Kinder stärker, als wenn 
er sich von Anfang an zurückgenommen hätte. 
- Ohne mündliche Anhörung der Beteiligten - allein aufgrund des 
Antrags und ggfs. einer Stellungnahme der  Mutter, die im 
allgemeinen keine juristischen Vorkenntnisse hat - zu entscheiden, 
ob die gemeinsame elterliche Sorge dem Kindeswohl nicht 
widerspricht birgt die Gefahr von Sorgeentscheidungen, die sich im 
Alltag zum Nachteil des Kindes auswirken können. Insbesondere 
sind die Kriterien für die Entscheidung, was dem Wohl des Kindes 
nicht widerspricht, nicht definiert.  
 
 
Zu gesetzliche Vermutung 
- In Fällen, in denen die Beziehung Mutter/Vater funktioniert, hat es 
auch bislang schon durch Abgabe gem. Sorgeerklärung 
funktioniert. Die neue Regelung betrifft ja die Fälle, in denen die 
Eltern schon von Vornherein nicht gut miteinander kooperieren, 
was nur wieder weitere Auseinandersetzungen  
- zur Folge hat, was dem Kindeswohl widerspricht. 
 
 
Zu Mindestmaß an Übereinstimmung der Eltern 
- Da der Vater bereits Umgangsrecht mit dem Kind allein durch die 
Anerkennung der Vaterschaft hat, hat das gemeinsame Sorgerecht 
hohen Einfluss auf das tägliche Leben. Wenn ein Mindestmaß an 
Übereinstimmung genügt, wird es schwierig bei einem doch 
eventuell vorliegenden schwierigen Verhältnis zwischen den Eltern, 
bzw. auch räumlicher Distanz , Entscheidungen zeitnah 
gemeinsam, vor allem zum Wohle des Kindes gemeinsam zu 
treffen. 
- Eltern, die noch keine gemeinsame Sorgeerklärung abgegeben 
haben, haben meist Probleme miteinander. Ich denke, dass diese 
Anträge nicht so einfach verlaufen. Es ist zu befürchten, dass dann 
die Unstimmigkeiten der Eltern auf dem Rücken der Kinder 
ausgetragen werden. 
- Aus langj. prakt. Erfahrung im Bereich 
Beistandschaften/Vormundsch. halte ich es für sehr problematisch, 
zwischen manchen Kindeseltern überhaupt ein Mindestmaß an 





kurze Affäre, kennen sich kaum oder sie sind total zerstritten, so 
dass es für das Kind oft besser ist, wenn nur die Mutter das 
Sorgerecht hat und für das Kind wichtige Entscheidungen allein 
treffen kann, zumal das Kind in der Regel mit der Mutter 
zusammenlebt. 
- Weil die Mutter des Kindes durch ihr Verhalten die gedachte 
gesetzliche Vermutung, dass das gem. Sorgerecht dem Kindeswohl 
entspricht, aushebeln kann. 
- Auf Dauer kann gegen den Willen der Mutter wohl kaum die 
gemeinsame elterliche Sorge gelingen. Auch wenn es einen 
Beschluss gibt. 
 
1.4) Worin sehen Sie Chancen des neuen Gesetzes? 
- Abbau der Unterschiede zwischen Ehe und ne. 
Lebensgemeinschaft, letztere wird aufgewertet. Kind hat 
theoretisch durch zwei Sorgeberechtigte einen besseren Schutz 
- Wer Interesse an seinem Kind hat und sich beteiligen will, wird über 
das Verfahren an Entscheidungen beteiligt und hat dadurch ein 
besseres Verhältnis zum Kind, bzw. kann dieses aufbauen.   
- Für die Väter ergeben sich neue Chancen, das gemeinsame bzw. 
jetzt auch das alleinige Sorgerecht zu erhalten. Dies ist auch im 
Interesse der Kinder. Langwierige Gerichtsverfahren können mit 
dem vereinfachten Verfahren umgangen werden und im Interesse 
des Kindes schnelle (hoffentlich auch richtige) Entscheidungen 
getroffen werden. 
- Ein Kind muss sich nicht alleine auf die Aussage seiner Mutter 
verlassen, der Vater hätte an ihm kein Interesse gezeigt. Dies kann 
jetzt nachvollzogen werden. Wenn die Mutter nur aus Aversion 
gegenüber dem Vater das gemeinsame Sorgerecht ablehnt: Ein 
Vater kann für das Kind verstärkt Vorbild sein sowie einen 
intensiveren Kontakt zum Kind halten.  
- Mehr Mitspracherecht der Väter und damit die größere Möglichkeit 
für die Kinder mit beiden Elternteilen aufzuwachsen. Die Väter sind 
dann nicht mehr ganz auf das Gutdünken der Mütter angewiesen. 
Gute Möglichkeit für Väter älterer Kinder ein gemeinsames 
Sorgerecht zu erhalten. 
- Das Gesetz ist eine Chance für Väter, die ein ernsthaftes Interesse 
daran haben, ihre Kinder aktiv zu begleiten und aktiv an der 
Erziehung und Förderung ihrer Kinder mitzuwirken, denen die 
Mütter aber eine gemeinsame Sorge bisher verwehrt haben. Damit 
ist dieses Gesetz gleichzeitig auch eine Chance für diese Kinder. 
- Eine Möglichkeit für Väter, die tatsächlich die Verantwortung für ihr 
Kind übernehmen möchten, denen die gemeinsame Sorge aber 
bisher aufgrund einer ablehnenden Haltung der Mutter ohne 
sachliche Gründe verwehrt war. 
- Es gibt durchaus Väter, die ein ernsthaftes Interesse an Ihrem Kind 





Übernahme von Verantwortung ohne wichtigen Grund. Solche 
Väter haben jetzt bessere Chancen. 
- Gemeinsames Sorgerecht bedeutet auch gemeinsame 
Sorgepflicht.   Es steigen - die Mitwirkung des haushaltsfernen 
Elternteils bei der Entwicklung des Kindes - die Zahlungsmoral des 
haushaltsfernen barunterhaltspflichtigen Elternteils 
- Díe Eltern sind zur Kommunikation gezwungen. Der Kontakt 
zwischen Vater und Kind fördert meistens auch die Bereitschaft für 
Unterhaltszahlungen. Auf Dauer dürfte es gesellschaftlich 
betrachtet auch ein finanzieller Vorteil sein, wenn man die Folgen 
von Kontaktabbrüchen im Kindesalter kennt. Möglicherweise 
werden auch solche Fälle unterbunden, in denen den Kindern - vor 
allem bei Einbenennung mit dem Namen des Ehemannes der 
Mutter, nicht die Wahrheit über ihre Abstammung gesagt wird. 
- größere Chance für Väter, denen es wirklich um das Kind geht, 
eine Beziehung aufzubauen 
- Kinder nicht verheirateter Eltern haben eine bessere Chance auf 
beide Elternteile und sind daher Kindern verheirateter Eltern mehr 
gleichgestellt. 
 
1.5) Halten Sie die Nichtanhörung der Eltern im vereinfachten und 
beschleunigten Verfahren für einen Risikofaktor? 
 
 
1.6) Halten Sie die Nichtanhörung des zuständigen Jugendamts im 
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1.7) Halten Sie die 6-Wochenfrist zur Stellungnahme der Mutter nach 
der Geburt des Kindes für ausreichend? 
 
 
1.8) Ist die Neuregelung eine endgültige Lösung oder nur ein 
Meilenstein auf dem Weg zur Gleichstellung mit verheirateten Eltern? 
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1.10) Welche möglichen Auswirkungen kann die neue Regelung auf 
das Jugendamt Ludwigsburg haben? 
- Mehrarbeit bei der BPV und anderen Stellen durch vermehrte 
Beratung und auch Beurkundung von Sorgeerklärungen. 
Mehrarbeit beim ASD durch notwendige Stellungnahmen als 
Grundlage gerichtlicher Entscheidungen.  Dies bedeutet einen 
höheren Personalbedarf, auch bei den Jugendämtern. 
- Die Regelung hat vermutlich mehr Auswirkungen auf den ASD, da 
diese eine Stellungnahme in einigen Fällen abgeben müssen. Wir 
als Vormund / Beistand werden in den gerichtlichen Verfahren als 
Ergänzungspfleger für das Kind eintreten müssen, wobei uns eine 
Beurteilung der Situation nicht zusteht. 
- Vorsprache der Mütter bei versäumter Fristeinhaltung zum 
Widerspruch für den ASD: Kompetenzgerangel zwischen den 
Eltern, besonders, wenn sie nicht diesselbe Anschrift haben 
- mehr Beratungsbedarf im Bereich Beistandschaft und ASD. Mehr 
Aufwand durch aufwendigere Verwaltung des Sorgeregisters. 
- Mehr Anträge auf Übertragung der gemeinsamen Sorge => daraus 
resultierend möglicherweise auch mehr Hauptverfahren mit 
Anhörung des ASD => dadurch möglicherweise höhere 
Arbeitsbelastung für den ASD. 
- Durch die neue Regelung ist mit einem höheren Beratungsbedarf 
zu rechnen, sowohl von Seiten der Väter als auch der Mütter. 
- Kann momentan nicht wirklich beurteilt werden. Die Abteilung 
Beistandschaften wird eher nicht betroffen sein, auf die 
Sozialarbeiter beim ASD könnte Mehrarbeit zukommen, wenn sie 
für das Gericht Stellungnahmen fertigen sollen zum Thema 
Kindeswohl, wenn die Eltern sehr zerstritten sind. 
- Die Anzahl der Neubeurkundungen der gemeinsamen Sorge steigt. 
Damit müsste auch insgesamt die Zahlungsmoral steigen.               
- Der Allgemeine Soziale Dienst muss in vielen Fällen die Rolle des 
Mediators einnehmen. Das ist mit mehr Arbeit verbunden und kann 
mit den vorhandenen Ressourcen eher nicht bewältigt werden. 
- mehr Beratungsbedarf 
- Es werden wohl zunächst mehr Sorgeerklärungen abgegeben 
werden (Anfragen der Väter gab es in den letzten Wochen bereits 
gehäuft). Der Rest bleibt abzuwarten. 
 
 
1.11) Bitte tragen Sie hier eigene Anmerkungen zum Gesetz zur 
Reform der elterlichen Sorge nicht miteinander verheirateter Eltern 
ein.  
- Es ist ein typischer politischer Kompromiss, der niemandem wirklich 
weiterhilft.  Eltern, die sich seither um das gemeinsame Sorgerecht 
gestritten und es letztlich auch gerichtlich zugesprochen haben, 
werden sich häufig auch danach weiterstreiten, vielleicht sogar 





landen. Ob dies dann dem Kindeswohl dient?? M.E. wurde hier das 
Elternrecht über das Kindeswohl gestellt.    
- Väter, gegen die die Mütter eingestellt sind und die sich wirklich für 
ihr Kind einbringen wollen, haben nun die Möglichkeit, dies zu tun. 
Dies kann für den Entwicklungsprozess des Kindes überaus positiv 
sein. Die Gefahr besteht darin, dass die Gerichte die Argumente 
einer Mutter nicht profund prüfen. Der Vater kann verstärkt 
mitbestimmen, das Kind steht zwischen den Eltern. Beide 
Argumente betreffen vor allem Eltern, die keinen gemeinsamen 
Haushalt haben 
- es ist gut, dass die Rechte der Väter gestärkt werden und sie eine 
Chance zur Mitgestaltung des Lebens ihrer Kinder bekommen. Bei 
'biestigen' Müttern ist und bleibt es schwer und es wird weiterhin so 
sein, dass die Kinder unter Streitereien leiden werden. 
- Risiken laut 1.3. Wenn in einem solchen Fall Mütter nicht in der 
Lage sind, Einwendungen schlüssig vorzutragen, könnte 
möglicherweise die gemeinsame Sorge übertragen werden, obwohl 
diese tatsächlich dem Kindeswohl widerspricht.  Chance für Väter, 
denen Mütter grundlos die gemeinsame Sorge verwehren.  Positiv 
ist anzumerken, dass Väter auch weiterhin mit der Vaterschaft nicht 
automatisch die gemeinsame Sorge erwerben, denn dies wäre ein 
fataler Schritt in die falsche Richtung gewesen. 
- Die grundsätzliche Möglichkeit für Väter eine gemeinsame elterliche 
Sorge zu erhalten, auch wenn die Mutter nicht bereit ist, eine 
Sorgeerklärung zu beurkunden, ist grundsätzlich zu begrüßen. 
Allerdings ist die Methode des vereinfachten Verfahrens ohne 
mündliche Anhörung der Beteiligten und somit eine Entscheidung 
allein aufgrund der Aktenlage nicht glücklich. Entscheidungen zum 
Nachteil des Kindes, auf dessen Rücken die elterlichen 
Streitigkeiten ausgetragen werden, sind zu erwarten.  
- Die bisherige Rechtslage fand ich besser, durch das neue Gesetz 
wird die Mutter eher in die Rolle gedrängt, sich rechtfertigen zu 
müssen, warum sie kein gemeinsames Sorgerecht möchte ( sie 
muss sich schriftlich äußern, was gegen den Vater spricht ) und 
dies innerhalb einer relativ kurzen Frist von 6 Wochen.  Es ist zu 
vermuten, dass die Ausübung des gemeinsamen Sorgerechts im 
Alltag  sehr problematisch sein kann, wenn sich die Eltern nicht 
'grün' sind und ob das dem Kindeswohl entspricht?  
- Ich finde das Gesetz längst überfällig, zumal BVerfG und der 
EuGHM in den Jahren 2009 und 2010 die Menschenverachtung 
bzw. Verfassungswidrigkeit festgestellt hatten. 
- Es war an der Zeit, hier etwas zu ändern.  In hoch streitigen Fällen 
wird das neue Gesetz nicht viel ändern.  In mäßig streitigen Fällen 
sehe ich eine Chance für alle Beteiligten. 
- eine sinnvolle Ausübung des gemeinsamen Sorgerechts ist nur 
möglich, wenn beide Elternteile das wollen, ansonsten führt das zu 





- In Fällen, in denen die Eltern auch bislang Kontakt hatten und 
vernünftig miteinender umgehen, braucht man die Neuregelung 
nicht. In Fällen, in denen die Eltern sich nicht einig sind, ist Streit 
vorprogrammiert, der dann auf dem Rücken der Kinder 








Anlage 7: Zusammenführung der Ergebnisse von beiden Fragebögen 
(Die Ergebnisse beider Fragebögen wurden addiert) 
 
 
3.2) In welcher Voraussetzung zur Übertragung der gemeinsamen 
elterlichen Sorge sehen Sie das größte Risiko für das Kindeswohl? 
 
 
3.5) Halten Sie die Nichtanhörung der Eltern im vereinfachten und 
beschleunigten Verfahren für einen Risikofaktor? 
 
 
3.6) Halten Sie die Nichtanhörung des zuständigen Jugendamts im 
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3.7) Halten Sie die 6-Wochenfrist zur Stellungnahme der Mutter nach 
der Geburt des Kindes für ausreichend? 
 
 
3.8) Ist die Neuregelung eine endgültige Lösung oder nur ein 
Meilenstein auf dem Weg zur Gleichstellung mit verheirateten Eltern? 
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Informationsblatt zur elterlichen Sorge 
 
 
Wenn die Eltern nicht miteinander verheiratet sind und keine Sorgeerklärungen 
abgegeben haben, so hat die Mutter die elterliche Sorge allein.  
Gegen den Willen der Mutter konnte es bisher keine gemeinsame elterliche Sorge 
geben. Das Bundesverfassungsgericht hat am 21.07.2010 allerdings entschieden, 
dass diese Regelung verfassungswidrig ist. Bis zur Gesetzesänderung gilt als 
Übergangsregelung, dass die Familiengerichte auf Antrag eines Elternteils die 
gemeinsame elterliche Sorge übertragen sollen, wenn zu erwarten ist, dass dies 
dem Kindeswohl entspricht. Besteht die Möglichkeit der gemeinsamen elterlichen 
Sorge nicht, soll auf Antrag eines Elternteils die alleinige elterliche Sorge oder 
Teile davon übertragen werden, wenn zu erwarten ist, dass diese Regelung dem 
Kindeswohl entspricht. 
 
Mit Abgabe je einer Sorgeerklärung können die nicht miteinander verheirateten 
Eltern die elterliche Sorge gemeinsam ausüben. Hierbei ist zu beachten, dass  
 
• die Vaterschaft bereits festgestellt ist,  
• die elterliche Sorge nicht durch gerichtliche Entscheidung geregelt bzw. 
geändert wurde, 
• die Sorgeerklärungen, die auch schon vor der Geburt des Kindes abgegeben 
werden können, durch die Eltern persönlich abgegeben und öffentlich 
beurkundet werden müssen, entweder beim Jugendamt kostenfrei oder beim 
Notar,  
• die Sorgeerklärungen nicht unter einer Bedingung oder Zeitbestimmung 
abgegeben werden können,  
• ein gemeinsamer Haushalt der Eltern nicht Voraussetzung ist,  
• weder durch das Familiengericht noch durch das Jugendamt eine vorherige 
Prüfung stattfindet.  
 
Die gemeinsame elterliche Sorge kann nur durch das Familiengericht 
beendet werden.  
 
Eine familiengerichtliche Prüfung und Entscheidung erfolgt nur dann, wenn die 
Eltern nicht nur vorübergehend getrennt leben und ein Elternteil einen Antrag auf 
Zuweisung der ganzen oder teilweisen elterlichen Sorge stellt (außer bei Fällen 





Dem Antrag ist stattzugeben, soweit  
• der andere Elternteil zustimmt, es sei denn, dass das Kind das 14. Lebensjahr 
vollendet hat und der Übertragung widerspricht,  
• zu erwarten ist, dass die Aufhebung der gemeinsamen Sorge und die 
Übertragung auf den antragstellenden Elternteil dem Wohl des Kindes am 
besten entspricht.  
 
Übertragung der elterlichen Sorge auf den Vater  
 
Wenn die Mutter die elterlichen Sorge allein hat und die Eltern nicht nur 
vorübergehend getrennt leben, kann der Vater mit Zustimmung der Mutter beim 
Familiengericht den Antrag stellen, dass dieses ihm die elterliche Sorge ganz oder 
teilweise überträgt.  
Dem Antrag ist stattzugeben, wenn die Übertragung dem Kindeswohl dient.  
 
Welche Folgen hat die gemeinsame Sorgeerklärung? 
 
• Alle Entscheidungen, die für das Kind von erheblicher Bedeutung sind, 
müssen von beiden Elternteilen gemeinsam getroffen werden,  
z. B. Beantragung eines Kinderausweises, Kontoeröffnung und -verfügung 
für ein Kind, polizeiliche An- und Abmeldung, Wahl von 
Kindergarten/Schule/Beruf.  
Können sich die Eltern nicht einigen, so kann das Familiengericht auf Antrag 
die Entscheidung einem Elternteil übertragen.  
• In Angelegenheiten des täglichen Lebens, entscheidet der Elternteil, bei dem 
sich das Kind aufhält. Dies sind in der Regel solche Entscheidungen, die 
häufig vorkommen und keine schwer abzuändernden Auswirkungen auf die 
Entwicklung des Kindes haben.  
• Die Eltern bestimmen gemeinsam den Namen ihres Kindes. Treffen sie 
innerhalb eines Monats keine Entscheidung so überträgt das Familiengericht 
einem Elternteil das Bestimmungsrecht.  
Führt das Kind bei Abgabe der Sorgeerklärung bereits einen Namen, so kann 
dieser innerhalb von 3 Monaten geändert werden. Es handelt sich hier um 
eine Ausschlussfrist; dies bedeutet, dass nach Ablauf dieser Frist die 
Veränderung des Familiennamens nur noch möglich ist über eine 
kostenpflichtige Namensänderung oder bei Heirat der Eltern. Hier gilt als 
Voraussetzung dann aber dass die Eltern einen Ehenamen wählen. Behalten 
beide Elternteile ihre Geburtsnamen, ist eine Änderung des Familiennamens 
des Kindes auch nach Heirat der Eltern nur noch über die kostenpflichtige 
Namensänderung möglich. Hier entscheidet die jeweils zuständige 
Namensänderungsbehörde.  
 























































































































































































































































































Anlage 16: Warum im Osten die Zahl der Hochzeiten rapide sinkt 
 
Warum im Osten die Zahl der Hochzeiten rapide sinkt 
 
Schluss mit Mutter, Vater, Kind. Die klassische Familienform und die Ehe 
lösen sich auf – und das vor allem in Ostdeutschland. Gleichzeitig 
wachsen immer mehr Kinder mit nur einem Elternteil auf. Die Ehe stirbt 
langsam aber sicher aus. Der Trend zur Partnerschaft ohne Trauschein 
zeigt sich in den neuen Bundesländern besonders deutlich. So lebten im 
Jahr 2011 nur in 54 Prozent der ostdeutschen Familien die Eltern als 
Ehepaare zusammen – vor 15 Jahren waren es noch 72 Prozent. In 
Westdeutschland sind zwar deutlich mehr Eltern minderjähriger Kinder 
verheiratet, aber auch dort bröckelt das traditionelle Familienbild: Während 
vor 15 Jahren noch 84 Prozent ein klassisches Familienleben pflegten, 
waren es 2011 nur noch 75 Prozent. Das teilt das Statistische Bundesamt 
mit. Grundlage der Studie sind die Ergebnisse des Mikrozensus, der 
größten jährlichen Haushaltsbefragung in Deutschland und Europa. 
 
Ost-West-Gefälle hat zwei Ursachen 
Die Unterschiede der Familienformen in Ost und West sind somit auch 
mehr als 20 Jahre nach der Wende groß. „Dafür gibt es zwei Gründe“, 
sagt Anja Steinbach, Soziologieprofessorin an der Universität Duisburg-
Essen. Erstens seien Ostdeutsche kaum kirchlich gebunden. Für Paare 
gebe es dort keinen starken Zusammenhang zwischen Familienwerten 
und Religiosität. Offenbar haben Menschen im Osten daher weniger das 
Bedürfnis, ihrer Beziehung den amtlichen oder kirchlichen Segen zu 
geben. Übrigens auch dann nicht, wenn sie Kinder bekommen. Denn es 
gebe keinerlei gesellschaftlichen Druck oder Zwang, als werdende Eltern 
zu heiraten. „Ohne Trauschein zusammen zu leben, ist im Osten eine 
durchaus akzeptierte Lebensform“, sagt Steinbach. 
 
Finanziell unabhängige Frauen verzichten eher auf den Trauschein 
Außerdem seien die meisten ostdeutschen Frauen berufstätig – viele 
davon in Vollzeit. „Diese Frauen sind ökonomisch unabhängig und 
begeben sich daher nur selten in eine Versorger-Ehe“, sagt Steinbach. 
Zumal das Ehegattensplitting keine finanziellen Vorteile bringe, wenn 
beide Partner gleich viel verdienen. 
 
Ein Viertel der Ostdeutschen betreut seine Kinder allein 
Doch die Akzeptanz wilder Ehen in Ostdeutschland habe auch Nachteile. 
So trennen sich laut Steinbach unverheiratete Paare schneller als 
verheiratete. Mit dem Ergebnis, dass in Ostdeutschland mehr Eltern 
alleinerziehend sind als im Westen. Tatsächlich nahm in den letzten 15 
Jahren die Zahl Alleinerziehender in ganz Deutschland deutlich zu. Im 
Osten stieg der Anteil jedoch dramatisch von 18 auf rund 26 Prozent. Im 
Westen ist inzwischen in 18 Prozent der Familien ein Elternteil 
alleinerziehend – 1996 betraf das gerade mal 13 Prozent der Familien. 
